5. Schaffung einer kantonalen Rechtsgrundlage fur eine Stellvertretungsre-
gelung in den Gemeindeparlamenten

Antrag des Regierungsrates vom 27. April 2022 und Antrag der Kommission flr
Staat und Gemeinden vom 20. September 2024

Vorlage 5826a

Ratsprasident Beat Habegger: Sie haben am 25. November 2024 gemeinsame
Beratung der beiden Geschéafte beschlossen. Wir werden diese Geschafte also zu-
sammen in freier Debatte diskutieren und dann getrennt dariiber abstimmen.

Michéle Dinki-Battig (SP, Glattfelden), Prasidentin der Kommission fiir Staat
und Gemeinden (STGK): Mit der parlamentarischen Initiative Marti (Sibylle
Marti) steht heute ein Anliegen zur Debatte, das in unserem Rat schon lange,
wenn auch abseits des Rednerinnenpults, diskutiert wird: die Einfihrung einer
Stellvertretungsregelung sowohl fir den Kantonsrat als auch fur die Zurcher Ge-
meindeparlamente. In diesem Sinne, wie es der Prasident auch schon ausgefiihrt
hat, behandeln wir die beiden Traktanden gemeinsam und ich spreche auch zu
beiden, respektive zur PI Marti und was wir unter Einbezug der Behdrdeninitia-
tive der Stadt Zirich ausgearbeitet haben.

Die Initiantin hat in der Kommission deutlich gemacht, wie herausfordernd es ist,
ein Parlamentsmandat mit Beruf, Familie und anderen Engagements zu vereinba-
ren. Das Milizsystem lebt davon, dass mdglichst viele Menschen sich politisch
engagieren konnen, auch in Phasen, in denen sie zeitlich eingeschrénkt sind. Und
genau da setzt die Pl an, sie will bei langeren Abwesenheiten, etwa infolge Krank-
heit, Unfall oder Mutterschaft, eine temporére Vertretung ermdglichen. Dass es
ein Bedirfnis gibt, das zeigt nicht nur der Input der Erstunterzeichnerin in der
Kommission, sondern auch die Behordeninitiative der Stadt Zirich. Diese wurde,
wie bereits ausgefuhrt, in die Vorlage integriert, weshalb wir ihre Ablehnung be-
antragen.

Die Kommission hat sich intensiv mit bestehenden Modellen befasst, etwa mit
dem Aargauer System oder dem Suppleantinnen-Modell aus Graubtinden. Die
Kommission entschied sich klar gegen feste Ersatzpersonen und fir ein Modell
mit temporarem Nachriicken auf Zeit, abgestutzt auf eine breite Vernehmlassung.
Die gednderte Pl verlangt eine Verfassungsdnderung sowie eine Anpassung des
Kantonsratsgesetzes und des Gemeindegesetzes. Ziel ist es, eine befristete Ver-
tretung bei Abwesenheiten von drei bis zw0lf Monaten zu ermdglichen, auf An-
trag und beschrankt auf Falle wie Krankheit, Unfall oder Mutterschaft. Wahrend
Gemeindeprésidentinnen eher skeptisch auf das Anliegen reagierten, sahen viele
Gemeinden, Parteien und Fachverbande in der vorgeschlagenen Regelung eine
sinnvolle Starkung des Milizprinzips. Besonders geschatzt wird, dass fur Gemein-
deparlamente eine Kann-Formulierung vorgesehen ist, also die Freiheit, selbst zu
entscheiden. Die bundesrechtlichen Anderungen per 1. Juli 2024, wonach der An-
spruch auf Mutterschaftsentschadigung bei Teilnahme an Sitzungen entféllt,
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wenn eine Vertretung vorgesehen ist, wurden in der Kommission intensiv disku-
tiert. Trotz dieser neuen Ausgangslage hélt die Mehrheit an der VVorlage fest, denn
eine zeitgemasse Regelung darf nicht an riickstandigen Normen scheitern und die
laufenden Bestrebungen auf Bundesebene zur Korrektur dieser Rechtslage sind
ermutigend.

Die Kommission legt dem Rat heute eine ausgewogene, gut geprufte Lésung vor
— mit einem klaren Ziel: das Milizsystem stérken, nicht schwachen. Ich bitte Sie
deshalb im Namen der STGK-Mehrheit um Eintreten auf die Vorlage. Besten
Dank.

Ratsprasident Beat Habegger: Ich begrisse auf der Tribiine eine Klasse der Bau-
gewerblichen Berufsschule Zirich, Abteilung Metallbaukonstrukteure. Ich hoffe,
die Debatte wird fir Sie interessant sein, und danke Ihnen fir den Besuch bei uns
im Parlament.

Minderheitsantrag von Roman Schmid, Susanne Brunner, Alexander Jager (in
Vertretung von Isabel Garcia), Fabian Muller, Christian Pfaller, Ulrich Pfister
(in Vertretung von Christina Zurfluh Fraefel), Angie Romero (in Vertretung
von Michael Biber):

Auf die Vorlage wird nicht eingetreten.

Die parlamentarische Initiative KR-Nr. 420/2020 wird abgelehnt.

Roman Schmid (SVP, Opfikon): Ein grosser Schritt fiir die Kommissionsmehrheit,
ein kleiner fiir die SVP/EDU-Fraktion: Mit dieser Vorlage soll es dem Kantonsrat
des Eidgendssischen Standes Zirich und den Gemeindeparlamenten in unserem
Kanton moglich sein, eine Stellvertreterregelung einzufiihren. So sollen Mitter
wéhrend ihrer Mutterschaft und alle Mitglieder bei langerer Absenz infolge
Krankheit und Unfall — und hoffentlich auch bei Militar- oder Zivildienst — in den
Parlamenten vertreten werden kdnnen, ausser in den Aufsichtskommissionen, so
gehe ich jedenfalls im Moment davon aus.

Wir stellten den Minderheitsantrag und wollen nicht auf die Vorlage eintreten.
Dies hat mehrere Grunde: Wir wollen das nicht — und das haben wir schon bei der
Uberweisung kundgetan —, die SVP sieht das Mandat mit der Person, welche ge-
waéhlt wurde, als eine Einheit. Es steht so in der Kantonsverfassung und soll aus
unserer Sicht auch so bleiben. Die Wahlerinnen und Wahler wéhlen meist auch
Personen wegen ihrer politischen Haltung und auch vielfach, weil man diese ganz
bestimmte Person aus personlichen Griinden wéhlen will. Man wéhlt keine Stell-
vertretung. Es gibt im Leben immer mal wieder Situationen, welche uns unvor-
hergesehen treffen, ein Unfall, eine Krankheit, eine Mutterschaft, wobei ich bei
Letzterem von einem erfreulichen und hoffentlich nicht unerwarteten Ereignis
spreche. Das Schicksal kann leider immer und tberall zuschlagen. Was machen
Sie in der Privatwirtschaft als angestellte Person bei einer Grossfirma? Konnen
Sie davon ausgehen, dass Sie mehr oder weniger Uber eine mittlere Dauer intern
ersetzt werden konnen? Als selbststandige Person haben Sie richtig Probleme,
weil sie allein die Kosten fur den Ersatz, falls dies Gberhaupt moglich ist, tragen



miussen. Und Politikerinnen und Politiker fehlen dann halt, und es kann sein, dass
ein Abstimmungsergebnis nicht dem entspricht, was bei einer Anwesenheit der
Fall gewesen waére. Dies ist halt so. Ich habe praktisch keine Ratssitzung hier drin
erlebt, bei der wir vollzahlig waren. Das Modell gehort fir die SVP/EDU-Fraktion
zum Milizsystem.

Wir wollen, dass unsere Parlamentarierinnen und Parlamentarier ihre personliche
Verantwortung wahrnehmen. Wir wollen das Vertrauen der Wéhlerinnen und
Wahler in die Demokratie hochhalten. Wir wollen keine temporaren Politikerin-
nen und Politiker. Wir wollen personliche Verantwortung, auch wenn die nicht
immer wahrgenommen werden kann. Das sind flr uns traditionelle Prinzipien,
welche fur uns zu einer direkten Demokratie und zu unserem Parlamentssystem
Im Kanton Zrich gehoren.

Und dennoch mdchte ich mich bei der Kommissionsmehrheit bedanken. Sie ha-
ben lhre Minderheitsantrage zuriickgezogen und den Weg freigemacht fiir eine
schlanke Vorlage. Sie haben auf gut SVP-Deutsch «s’Fueder nod tiberlade». Wir
konnten uns dennoch nicht dazu hinreissen lassen, dasselbe zu tun, und halten an
unseren Minderheitsantragen fest, auch den Militér- und Zivildienst in der Vor-
lage zu erwéhnen. Ich werde mich spéater zu diesen Minderheitsantragen dussern.
Ich muss mich jetzt vorgéangig ein wenig entschuldigen, denn ich weiss nicht, ob
das jetzt so unemotional wird, wie ich das angekiindigt habe. Das urspriingliche
Hauptziel dieses Vorstosses, die Mutterschaft in diesem Rat zu schiitzen, wurde
aus Bern — Klammerbemerkung: héchstwahrscheinlich, Klammer geschlossen —
ungewollt torpediert und abgeschossen. Dies ist ein sehr grosser «Tolggen» in
dieser Vorlage und dieser eigentlich nicht wirdig. Dies war doch die Urforderung
dieser Vorlage und auch die der Behordeninitiative. Wenn Sie diese Vorlage heute
so verabschieden, dann verunmdglichen Sie es, dass Miitter, welche an Rats- oder
Kommissionssitzungen teilnehmen, den Anspruch auf Erwerbsersatz nicht vor-
zeitig verlieren. Sie verabschieden das Gesetz, und die Mutter, die Frauen verlie-
ren bei einer Sitzungsteilnahme den Anspruch auf Erwerbsersatz. So hohlen Sie
den Mutterschutz aus, so sehe ich dies jedenfalls personlich. Sie schranken die
Mitter in ihrer Wahlfreiheit ein. Ich wéhne mich momentan im falschen Film.
Die SVP-Kantonsratsfraktion tritt nicht auf die VVorlage ein und lehnt die parla-
mentarische Initiative 420/2020 der Stellvertreterregelung und die Behordeniniti-
ative ab. Tun Sie uns gleich, vielen Dank.

Isabel Bartal (SP, Eglisau): Heute beraten wir zwei wichtige VVorlagen, die das
gleiche Ziel verfolgen, die Schaffung einer Stellvertretungsregelung in unseren
Parlamenten: zum einen die Behdrdeninitiative der Stadt Zurich, die auf die Ge-
meindeparlamente abzielt, und zum anderen die parlamentarische Initiative mei-
ner geschétzten Fraktionskollegin Sibylle Marti, die auch den Kantonsrat mitein-
bezieht.

Lassen Sie es mich gleich vorwegnehmen: Die SP steht geschlossen hinter der
parlamentarischen Initiative. Wir wollen eine Stellvertretungsregelung im Zdir-
cher Parlament, weil Politik fur alle machbar sein muss, auch wenn das Leben



dazwischenkommt. Wir wissen, wer Politik macht, tut dies oft neben Familie, Be-
ruf und anderen Verpflichtungen. Gerade unser Milizsystem lebt davon, dass
Menschen aus der Mitte der Gesellschaft mitmachen. Aber wir missen auch die
Realitat anerkennen: Krankheit, Unfall, Mutterschaft, schwere private Krisen, all
das kann dazu fuihren, dass ein gewéhltes Ratsmitglied fur eine gewisse Zeit nicht
teilnehmen kann. Und dann? Heute gibt es nur zwei Mdoglichkeiten: Entweder
man bleibt zu Hause und verpasst Sitzungen und Abstimmungen oder man tritt
zurlick. Das darf nicht sein, das muss nicht sein.

Diese Abwesenheiten fuhren dazu, dass die Abstimmungsergebnisse teilweise
vom Zufall abhdngen und die parteipolitische Reprasentation im Parlament ver-
zerrt wird, sodass dem Willen der Souveréns nicht entsprochen wird. Wir wollen,
dass ein Ratsmitglied in solchen Situationen die Moglichkeit hat, sich fur eine
befristete Zeit vertreten zu lassen; nicht fir immer, nicht ohne Grund, sondern fir
drei bis zwolf Monate, und auch nur durch jemanden aus der eigenen Wabhlliste.
Und hier muss ich Roman Schmid widersprechen. Roman Schmid hat vorher ge-
rade gesagt, dass die Wahlerinnen Personen wéhlen und dass sie keine Stellver-
treterinnen wéhlen. Das stimmt so eben nicht, denn der Zweitplatzierte auf einer
Liste ist vom Volk genauso gewéhlt wie die Erstplatzierte auf der Liste. Und wenn
der Erste nicht kann, dann rutscht sofort Nummer Zwei nach, deshalb sind alle
Leute genau gleich auch vom Souveran gewahilt.

Was wir heute wollen, ist keine Revolution, es ist eine pragmatische, effiziente
Losung, die unsere Demokratie starkt. Die zustandige Kommission hat nach in-
tensiver Arbeit einen Kompromiss erarbeitet, und wir sind glicklich dartber, dass
eine breite Allianz, getragen von SP, Griinen, GLP, Die Mitte und EVP, eine Mi-
nimalvariante unterstitzt, die Stellvertretungslésung nach dem Vorbild des Kan-
tons Aargau. Wir wissen — und haben es auch heute schon hier gehort —, diese
Losung ist nicht perfekt, sie ist kein Allheilmittel, aber sie ist ein wichtiger Schritt.
Sie verhindert, dass Menschen gezwungen werden, ihr Mandat aufzugeben, nur
weil sie krank werden, einen Unfall haben oder nach der Geburt ihres Kindes
pausieren mussen. Sie macht Politik besser vereinbar mit Familie und Beruf. Sie
macht unser Parlament vielféaltiger und damit starker.

Lassen Sie uns heute hier diesen Kompromiss nicht gefahrden. Die Minimalvari-
ante ist der kleinste gemeinsame Nenner, aber sie ist so viel besser als der Status
quo. Sie starkt unser Milizsystem, sie schitzt Mandatstragerinnen und Mandats-
trager in schwierigen Lebenslagen, sie macht Politik ein Stlick weit gerechter. Wir
von der SP treten auf die VVorlage ein und beantragen Ihnen, der parlamentarischen
Initiative 420/2020 zuzustimmen und die Behdrdeninitiative 354/2020, weil sie
in die parlamentarische Initiative miteinbezogen ist, abzulehnen. Vielen Dank.

Corinne Hoss-Blatter (FDP, Zollikon): Dass die Stellvertreterregelung bei uns
Parlamentarierinnen und Parlamentariern umstritten ist, erstaunt nicht. Wir haben
bereits Pros und Cons gehort, lassen Sie mich nochmals auf ein paar Punkte aus
Sicht der FDP eingehen:

Die demokratische Legitimation flr eine Stellvertretung fehlt. Einzelpersonen ha-
ben zwar auf den Wabhllisten kandidiert, sind aber offensichtlich nicht gewéhlt



worden, Isabel Bartal. Die Wahlenden entscheiden sich flr konkrete Personen auf
ihren Wabhllisten, nicht fir eine Liste moglicher Stellvertretungen. Wir tragen
Verantwortung fir unser Mandat. Eine Stellvertretung beziehungsweise ein
Nachriicken auf Zeit durfte die Kontinuitat und Verbindlichkeit abschwéachen.
Auch wirde die Qualitat unserer politischen Arbeit leiden, wenn kurzfristig, also
Im Minimum flr drei Monate, andere Personen einspringen. Die Kommissionsar-
beit wirde auf jeden Fall leiden, da die Stellvertretungen nicht innert kurzer Zeit
dieselbe Tiefe und Erfahrung in die Dossiers aufbauen konnen. Wir erinnern uns
sicherlich noch an unseren Einstieg in die Kommissionsarbeit. Am Anfang muss-
ten wir zuhdren, lernen und uns einen Uberblick verschaffen. Zusatzlich durfte
auch die Arbeit in den Fraktionen durch wechselnde Mitglieder erschwert werden.
Eine Stellvertreterregelung wiirde zudem einen zusétzlichen administrativen Auf-
wand verursachen, nicht nur bei der Einflihrung der Vertreterperson, sondern auch
bei der Entschadigungs- und Spesenregelung flr dieselbe. In einem Milizsystem,
wie es der Kantonsrat darstellt, sind Absenzen eingeplant und systemisch akzep-
tiert. Und zudem ist generell zu bemerken, dass die Anwesenheitsquote hier ja
wirklich sehr hoch ist. Ein Systemwechsel wére also eine Losung fir ein relativ
kleines Problem.

Durch die Anderung des Erwerbsersatzgesetzes auf Bundesebene, welche garan-
tiert, dass der Anspruch auf Erwerbsersatz fir Mdutter im Mutterschaftsurlaub
nicht mehr endet, wenn sie an Ratssitzungen teilnehmen, an denen eine Vertretung
nicht vorgesehen ist, entbehrt die Vertreterregelung aus unserer Sicht jeglicher
Grundlage. Ja, sie erschwert sie sogar — wir haben das schon von Roman Schmid
erklart erhalten — die Situation, da die Mtter entscheiden mussten, ob sie sich
vertreten lassen wollen oder nicht, und sie den Anspruch auf Erwerbsersatz ver-
lieren wirden, falls sie an einer Ratssitzung teilnehmen. Die FDP lehnt die Vor-
lagen ab.

Sonja Gehrig (GLP, Urdorf): Unser Gesetz hat eine Zahnliicke. Das ist nicht nur
eine kleine Unschonheit, es fehlt ein zentraler Bestandteil, den man bei genaue-
rem Hinsehen schmerzlich vermisst. Wenn ein gewahltes Parlamentsmitglied aus-
fallt, sei es wegen Krankheit, Mutterschaft oder einer persénlichen Notlage, bleibt
nicht nur ein Stuhl leer, es entsteht eine demokratische Zahnliicke — sichtbar, spr-
bar und dysfunktional. Was passiert dann? Eine Stimme fehlt, eine Perspektive
fehlt. Der Entscheidungsprozess ist unvollstandig, nicht weil jemand schweigt,
sondern weil niemand stellvertretend das Wort ergreifen oder das «Chndpfli» (ge-
meint ist der Abstimmungsknopf) dricken darf. Ein Zahnarzt wirde sagen, «das
muss ersetzt werden, funktional und &sthetisch». Wir sagen, diese Liicke muss
politisch geschlossen werden. Mit einer Stellvertretungsregelung fligen wir das
fehlende Element ins demokratische Gebiss ein, kein Provisorium, sondern eine
stabile L6sung, die das Parlament wieder voll funktionsfahig macht. Es geht nicht
um kosmetische Korrekturen, es geht um Funktionalitat, Gerechtigkeit und demo-
kratische Teilhabe. Denn Demokratie darf keine Ausfallserscheinungen und
Zahnlicken haben, auch nicht, wenn das Leben dazwischenkommt. Das



«Chnopfli»-Dricken, das ist eine meiner zentralen Aufgaben als gewéhlte Parla-
mentarierin. Wir stimmen (ber Gesetze ab, und bei den derzeit knappen Mehrhei-
ten kann jede einzelne Stimme entscheidend sein. Abstimmen ist fiir mich nicht
nur ein Recht, sondern eine Pflicht gegeniiber den Menschen, die mich gewahlit
haben. Ich nehme diese Verantwortung ernst, genauso wie meine Arbeit in Kom-
missionen oder in der VVorberatung. In Kommissionen, liebe FDP, kann man sich
zudem anderweitig vertreten lassen, falls eine Stellvertretung Uberfordert ware.
Aber auch Parlamentsmitglieder kénnen plotzlich ausfallen — durch Krankheit,
Unfall, Mutterschaft oder Betreuungsverpflichtungen. Ich erinnere an Ruedi Lais
(Kantonsrat, der im Amt des Ratsvizeprasidenten verstorben ist): Am Anfang ei-
ner Krankheit ist oft unklar, wie lange sie dauert. Und ein Unfall, wie ihn tragi-
scher Weise Philipp Kutter (Altkantonsrat und Nationalrat, der seit einem schwe-
ren Skiunfall querschnittgelahmt ist) erfuhr, trifft einen immer unerwartet. In der
GLP haben wir Erfahrung mit Mutterschaftsausféallen: Daniela Sun und aktuell
Nathalie Aeschbacher mussten bereits vor der Geburt ihres ersten Kindes mehrere
Wochen pausieren. Das hat konkrete Auswirkungen: Entscheidende Stimmen
fehlen bei wichtigen Abstimmungen. Die Vakanz im Parlament hinterlasst eine
Licke wie ein Zahn mit Karies, den man nicht flicken darf. Der soziale Druck auf
krankgeschriebene Parlamentsmitglieder, in den Rat zu kommen, um das
«Chnopfli» zu driicken, ist nicht wegzudiskutieren.

Fur mich ist klar, diese Gesetzesliicke muss geschlossen werden. Es geht um bes-
sere Vereinbarkeit von Politik, Familie und Beruf. Sie reiht sich ein in andere
wichtige Schritte wie die Individualbesteuerung oder die Férderung von bezahl-
baren Kita-Angeboten. Diese Regelung ist kein Schnellschuss. Ich erinnere mich
gut, noch in der grossen Halle des Messezentrums Oerlikon haben wir 2020 — es
ist also schon einige Zeit her — mit Maske und mit Abstand (wéhrend der Corona-
Pandemie) Uberparteilich an diesem Gesetz gearbeitet. Bereits vor der Einrei-
chung der parlamentarischen Initiative haben wir wochenlang an einem breit ab-
gestiitzten Kompromiss gearbeitet. Diese parlamentarische Initiative ist flr mich
ein Paradebeispiel fur gute parlamentarische Arbeit: sachlich, konstruktiv, partei-
ubergreifend im Dienst eines wichtigen Anliegens. Wir sind auch nicht die Ersten,
andere Kantone kennen Stellvertretungsregelungen schon lange oder sehr lange
sogar: Graubunden und das Wallis seit dem 19. Jahrhundert, Liechtenstein seit
1939, Neuenburg, Genf, Jura oder der Aargau seit mehreren Jahren.

Wir haben uns am Aargauer Modell orientiert, das 2022 von zwei Dritteln der
Stimmberechtigten gutgeheissen wurde. Unser Vorschlag ist ein liberaler Kom-
promiss. Er fokussiert auf die wesentlichen Félle Krankheit, Unfall, Mutterschaft.
Die Stellvertretung ist mit Nachrticken von der Wabhlliste demokratisch legiti-
miert. Sie ist zeitlich befristet, also drei bis zehn Monate, und verhindert so auch
Sesselkleberei. Und flr uns Grinliberale wichtig: Sie ist kostenneutral.

Damit der neue stellvertretende Zahn seinen Platz im demokratischen Gebiss ein-
nehmen kann, braucht es noch die Zahnfee, das VVolk. Es muss der Verfassungs-
anderung zustimmen. Und wie bei der echten Zahnfee gibt es daflir auch etwas
zuriick: eine luckenlose Vertretung der eigenen Stimme in den Zircher Parlamen-
ten. Ich bitte Sie deshalb, helfen Sie mit, diese rechtliche Liicke zu schliessen —



fiir ein Parlament, das auch in herausfordernden Lebensphasen voll funktionsfa-
hig bleibt, flir mehr Vereinbarkeit von Politik, Familie und Beruf.

Ein einziger Wermutstropfen gilt es noch zu schlucken: Seit dem 1. Juli 2024,
also ziemlich genau seit einem Jahr, gilt eine neue Regelung im Erwerbsersatzge-
setz auf Bundesebene. Parlamentarierinnen verlieren wahrend des Mutterschafts-
urlaubs das Recht auf Entschadigung, wenn sie an Sitzungen teilnehmen, sofern
eine Stellvertretungslésung moglich wére. Diese Regelung ist alles andere als li-
beral, sie ist bevormundend. Wir Grinliberalen fordern deshalb auf nationaler
Ebene eine Korrektur. Eine Mutter soll selbst entscheiden dirfen, ob sie sich ver-
treten lasst oder nicht. Und dass die FDP eine Stellvertretungsregelung wegen
dieser nationalen Regelung ablehnt, obwohl sie diese dort eingebracht hat, zeigt
nicht gerade viel Rickgrat. Liebe FDP, nehmt diese VVorlage mit uns an und kor-
rigiert den missfalligen Passus national, dann sind wir alle zufrieden. Wir sind fir
Eintreten.

Florian Heer (Grune, Winterthur): Ein modernes Parlament soll in der Lage sein,
eine Losung anzubieten, die es den eigenen Milizparlamentarierinnen und -parla-
mentariern erméglicht, auch in schwierigen Lebenssituationen, wie Krankheit o-
der Unfall, oder bei so wunderbaren und doch absorbierenden Ereignissen wie der
Elternschaft ihrer parlamentarischen Tatigkeit nachzugehen. Es sind eben keine
kleinen Probleme, liebe FDP.

Immer mehr Menschen empfinden die Belastung durch Vereinbarung von Beruf
und Familie als immer grosser, was sich durch ein politisches Mandat oder Amt
noch potenziert. Wir missen diese Menschen ernst nehmen und missen auch der
vielerorts grassierenden Politikverdrossenheit etwas entgegenwirken. Eine smarte
L6sung flr ernste Lebenssituationen, das brauchen wir. Wir sind als Parlament in
den letzten Jahren vielfaltiger geworden und wir leben auch unter vielfaltigeren
Lebensbedingungen, und ohne diese moderate Anpassung an die heutigen Reali-
taten wird unsere Demokratie irgendwann in eine Sackgasse geraten. Wir brau-
chen eine Alternative zum Rucktritt. Demokratische Institutionen sind keine star-
ren Gebilde, sie sind dann am stérksten, wenn sie fiir den gesellschaftlichen Wan-
del, den wir beobachten und den wir bereits leben, offen und anpassungsfahig
sind. In der Schweiz sind wir es gewohnt, dass dieser Wandel manchmal langsam
Ist, und das ist in dieser Sache vielleicht auch gut so, denn zu fragil ist unser de-
mokratisches System. Hauruckibungen sind bei staatspolitischen VVerdnderungen
nicht angebracht. Aber keine Sorge, diese Stellvertretungsregelung ist keine Hau-
ruckibung. Wir werden spéater darauf zurtickkommen, wenn wir (iber die anderen
Ersetzungsgriinde sprechen, die noch in Betracht gezogen wurden.

Ja, wir wollen etwas andern, denn wir entscheiden nicht nur fir unseren Rat und
die aktuellen Mitglieder, wir haben eine Verantwortung gegeniber den Men-
schen, die heute in einem Parlament in unserem Kanton sind oder die das viel-
leicht auch einmal werden wollen. Die Teilnahme im politischen Prozess miissen
wir tendenziell erleichtern, nicht erschweren. Und wir stellen fest, dass die Miliz-
parlamente in der Schweiz unter Druck geraten und es wahrend der Legislatur



jeweils sehr viele Riicktritte gibt. Ich kenne diverse Fraktionen in unseren Ge-
meindeparlamenten, die innerhalb der ersten Hélfte der Legislaturperiode mehr
als die Halfte ihrer Mandatstragerinnen und -trdger austauschen muissen. Dies
fuhrt zu einem bedenklichen Know-how-Verlust und schwacht letztlich die Le-
gislative, schwécht die Parlamente auf kantonaler und lokaler Ebene. Diesem Ver-
lust mussen wir etwas entgegensetzen, und das tun wir mit dieser Vorlage. Und
wir schaffen hier und heute einen kleinen, aber entscheidenden Schritt zur Steige-
rung der Attraktivitat der politischen Arbeit.

Noch einige Bemerkungen zur erwdhnten Bundesregelung: Dadurch, dass damit
nur ein gewichtiger Grund, ndmlich die Mutterschaft, geregelt ist, und dies auch
noch mit dem Zusatz, Zitat, «an dem eine Vertretung nicht vorgesehen ist», ist es
wirklich sehr viel komplizierter geworden. Erwerbstatige Mutter haben nun nur
noch die Wahl zwischen Stellvertretung oder Verzicht auf Erwerbsersatz. Diese
Vorgehensweise schrankt uns als Parlament enorm ein. Fir einen gewichtigen
Grund gibt es eine Stellvertretungsregelung, es gibt eine halbgare oder eigentlich
eine schadliche Lésung. Der erwahnte Nachteil fir die Miitter ist wirklich sehr
bedauerlich, gerade weil wir eine Stellvertretungsregelung fur Kommissionssit-
zungen ja bereits haben. Diese aktuelle Rechtsunsicherheit ist nicht akzeptabel,
hier muss Bundesbern den eigenen Fehler umgehend korrigieren.

Fur uns Gberwiegen jedoch die Griinde fir eine kantonale Regelung. Die anderen
Grunde fir eine Stellvertretung, wie Krankheit und Unfall, sind zu gewichtig und
zu gravierend, um auf sie verzichten zu kénnen. Wir kennen alle Beispiele aus
unserem privaten und auch unserem politischen Umfeld, dass eine Stellvertre-
tungsregelung aufgrund langer Krankheit oder Unfall eben hilfreich gewesen
waére, auch wenn wir es vielleicht nicht gut finden. Doch diese Bundesregelung
ist eine veritable Verhinderungsregel, das sehen wir gerade heute. Denn gerade
wegen dieser komplizierten Bundeslésung tun sich kantonale Parteien schwer,
Uberhaupt eine Regelung einzufiihren.

Heute steht die FDP exemplarisch dafir, dieselbe FDP, die auf Bundesebene
durch Frau Markwalder (Altnationalratin Christa Markwalder) und Frau Fiala
(Altnationalratin Doris Fiala) oder auch hier im Rat Frau Etter-Gick (Altkantons-
ratin Carola Etter-Gick) immer wieder eine Stellvertretungsregelung lanciert hat,
dieselbe FDP, die unsere kantonale Losung zuerst unterstutzt hat, bei der Ausar-
beitung Hand geboten hat und heute zu den ablehnenden Parteien gehort, und auch
jene FDP, welche den Zusatz, Zitat, «an dem eine Vertretung nicht vorgesehen
Ist», in der heutigen Bundesregelung eingebracht hat, es war Andrea Caroni, Stan-
derat der FDP. Seine Formulierung erschwert sémtliche Regelungen auf kantona-
ler und lokaler Ebene. Dieser Zusatz bedeutet einen massiven Eingriff in die per-
sonlichen Entscheidungsfreiheit der Mandatstragerinnen und ist daher sicher nicht
liberal. Diesen inneren Widerspruch muss die FDP natlrlich mit sich selbst aus-
machen, aber die Bundesberner Halblosung verursacht eben Schaden hoch zwei
fur die entsprechenden Mitter und die Parlamente, die eine Stellvertretungsrege-
lung einfihren méchten; Danke fir nichts, Herr Caroni.

Dagegen ist unsere kantonale Regelung eine ausgewogene. Sie ist minimal aus-
gefallen, macht keine einzigartigen Experimente wie das Suppleantensystem aus



dem Wallis oder aus Graubuinden und beriicksichtigt in der vorliegenden berei-
nigten Form nur die offensichtlichsten Griinde in einem verniinftigen Mass. Die
ewige Floskel — es tut mir fast leid, dass ich sie auch einmal verwende —, ein
gutschweizerischer Kompromiss, verdient heute wirklich, dass wir sie bemdihen.
In diesem Sinne: Unterstiitzen Sie mit uns diese Vorlage und treten Sie bitte da-
rauf ein, vor allem wenn Sie schon einzelne Vorstosse in dieser Sache oder fir
dieselbe Sache gemacht haben. Besten Dank.

Tina Deplazes (Die Mitte, Hinwil): Die Mitte Kanton Zirich befurwortet die Ein-
fihrung einer Stellvertreterregelung in den Parlamenten des Kantons Zdirich. Ge-
rade in einer Zeit, in der die Anforderungen an Milizparlamentarierinnen und Mi-
lizparlamentarier steigen, ist es wichtig, geeignete Rahmenbedingungen zu schaf-
fen, um eine breite Beteiligung aus der Bevolkerung zu ermdglichen. Stellvertre-
tungen koénnen in Situationen wie Krankheit, Unfall oder Mutterschaft dafur sor-
gen, dass der politische Wille der Bevolkerung trotzdem reprasentiert bleibt.

Fur die Mitte ist klar, Politik soll fiir alle mdglich sein, somit auch fiir Personen
in moglichst allen Lebenslagen. Die Diversitat im Parlament braucht Strukturen,
damit fiir alle Personengruppen die politische Teilhabe ermdglicht wird. Und aus
unserer Sicht das wichtigste Argument: In den Situationen wie Krankheit, Mut-
terschaft oder Unfall gibt es keine Ausnahmen. Man kann unter diesen Umsténden
nicht einfach mal schnell trotzdem im Rat oder an der Kommissionssitzung teil-
nehmen und das Knopfchen driicken. Somit wird der demokratische Wille ver-
nachléssigt, was aus unserer Sicht nicht tolerierbar ist. Der Wéahlerwille soll unter
diesen Umstanden nicht vernachlassigt werden.

Somit ist es auch richtig und demokratisch legitimiert, dass die nachste Person auf
der Wahlliste fur die Stellvertretung vorgesehen ist, und das ist nicht irgendwie
willkirlich, wie es die FDP bezeichnet hat. Deshalb ist es fuir mich auch schwierig
zu verstehen, wie man gegen diese Stellvertreterregelung sein kann. Mit der Be-
grenzung der Vertretung auf drei bis zw6lf Monate stellt man sicher, dass man
einerseits keine zu kurzen Abwesenheiten und somit zu viele Wechsel hat, und
andererseits, dass wenn man sein Amt tiber einen sehr langen Zeitraum nicht mehr
ausfuhren kann, dass man dann doch von seinem Amt zurticktreten soll. Beispiele
in anderen Kantonen wie Graubtinden zeigen, dass die Stellvertreterregelungen
sowohl im kantonalen als auch im kommunalen Parlament in Chur einwandfrei
funktionieren. Und es ist ja nicht so, dass wir hier die Hirde so tief setzen wie
beispielsweise im Kanton Wallis, wo man die Suppleanten direkt bei der Ge-
samterneuerungswahl wéhlt und man als gewahlte Person einfach mal nach Lust
und Laune den Suppleanten fiir einen in den Rat schicken kann.

Unsere Regelung starkt die demokratische Vertretung, welche gerade in einer Le-
gislatur wie der jetzigen, bei den hufig knappen Mehrheitsverhaltnissen essenzi-
ell ist. Zudem wird die Funktionsfahigkeit der Parlamente erh6ht und die Verein-
barkeit von politischem Engagement mit Beruf und Familie geférdert, ein zentra-
les Anliegen der Mitte.

Der Wermutstropfen der VVorlage ist natiirlich auch fiir uns die nationale Anpas-
sung in der Erwerbsersatzverordnung, welche seit dem 1. Juli 2024 in Kraft ist.
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Wir haben es jetzt diverse Male gehort, ich werde es nicht nochmals vorlesen.
Was sicher Sache ist: Die Anpassung auf Bundesebene schrénkt die Entschei-
dungsfreiheit der Mutter leider ein. Wir sehen aber im Vergleich zur SVP doch
auch einen Vorteil, denn bei dem heute knappen Mehrheitsverhaltnis kénnte unter
der aktuellen Bundesregelung bei unserem Parlament beispielsweise Druck auf
die Mutter ausgeubt werden, die Mutterschaft friher zu beenden, gerade jetzt,
weil sie neu keine EO-Einbussen (Erwerbsersatzordnung) mehr in Kauf nehmen
muss, und dies kann man auch positiv sehen, dass das jetzt so verhindert wird.
Trotzdem sind wir der Meinung, dass diese Anpassung nicht gut ist.

Aber trotz diesem Schonheitsfehler Gberwiegt fir uns die Stellvertreterregelung
klar, weshalb wir das Gesetz trotzdem unterstiitzen. Und unter anderem sind ja
nicht nur Mutterschaft, sondern auch Krankheit und Unfall, also auch noch zwei
andere Situationen, abgedeckt. Was uns naturlich sehr freut, ist, dass auf nationa-
ler Ebene Bestrebungen laufen, diese Fehlkonstruktion mit der Ausnahme fur Par-
lamente, die eine Stellvertreterregelung kennen, dass dieser Fehler wieder korri-
giert wird. Somit sollte zukunftig auch fur Mdtter die Entscheidungsfreiheit wie-
der gewahrleistet werden.

Wir setzen uns fiir eine ausgewogene, rechtlich klare und praktikable L6sung ein,
die dem demokratischen Auftrag dient und die Qualitat der parlamentarischen Ar-
beit sichert. Zu den Minderheitsantragen werde ich mich spater noch dussern. Wir
treten auf die Vorlage ein.

Andrea Grossen-Aerni (EVP, Wetzikon): Kennen Sie Gemeinden, die auf eine
Stellvertretungsregelung warten? Ich kenne eine solche Gemeinde, die gerne eine
Stellvertretungsregelung einfiihren wirde, bisher war das aber nicht moglich. Sie
ist froh, wenn der Kantonsrat endlich vorwartsmacht. Eine Umfrage unter den
Gemeinden hat gezeigt, dass auch andere Gemeinden dies wiinschen. Die Repré-
sentativitat des Parlaments bleibt so erhalten. Es soll méglich sein, dass jemand
aus der eigenen Partei einspringt, wenn eine politische Tatigkeit voribergehend
nicht wahrgenommen werden kann wegen Krankheit, Unfall oder Mutterschaft.
Politik braucht Platz fiirs Leben und eine Stellvertretung.

Die EVP sagt Ja zur Stellvertretungsregelung im Kantonsrat genauso wie in den
Gemeindeparlamenten.

Gianna Berger (AL, Zurich): Diese Vorlage stellt die zentrale Frage, wer politisch
mitwirken kann und wer durch Lebensumsténde ausgeschlossen wird. Heute sind
es oft strukturell benachteiligte Menschen, etwa Frauen, junge Personen, Eltern,
Menschen mit Care-Verantwortung oder in Ausbildung, die ihr Mandat abgeben
mussen, weil das Milizsystem keine Flexibilitat zul&sst. Das fuhrt zu Ricktritten
nicht aus politischem Desinteresse, sondern aus Unvereinbarkeit mit dem Alltag.
Genau hier setzt diese VVorlage an. Fir uns ist sie ein pragmatischer Schritt, der
Uberfallig ist. Als Gber die Minderheitsantrdge dieser VVorlage in der Kommission
abgestimmt wurde, liessen sich ironischerweise mehrere birgerliche Mitglieder
vertreten. Das zeigt auf, dass Stellvertretung langst funktioniert. Und sie ist nichts
Ungewd0hnliches, sie scheint auch nicht den burgerlichen Anspruch an Seriositét
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zu untergraben, ganz im Gegenteil. Dass ausgerechnet Parteien, die hier heute
gegen die Vorlage argumentieren, ganz selbstverstandlich von ihr Gebrauch ma-
chen, zeigt, dass es sich bei der Ablehnung nicht um ein prinzipielles Argument
handelt, sondern eher um eine Frage der Betroffenheit, denn Ruicktritte betreffen
eben nicht alle gleich. Wer alter ist, weiss: Mannlich, mit stabilem Einkommen
ist schlicht weniger geféhrdet, durch Care-Arbeit oder Ausbildung in einen Inte-
ressenkonflikt zu geraten. Stellvertretung nitzt also jenen, die bisher strukturell
benachteiligt sind. Sie bedeutet weder Missbrauch noch Identitatsverlust, sondern
ist ein ganz normaler Bestandteil politischer Arbeit. Wer Vielfalt im Parlament
will, muss hier ansetzen, denn es geht nicht um Personenwahlen, sondern um Par-
tei- und Listenvertretung. Wir sind politisch nicht unersetzbar, und das ist gut so.
Temporarer Ersatz widerspricht nicht der demokratischen Legitimation, sondern
unterstitzt sie. Es ist auch eine Frage der Gerechtigkeit. Die strukturelle Schief-
lage zeigt sich deutlich in der Zusammensetzung unserer Parlamente: Altere,
weisse Manner sind Ubervertreten (Zwischenrufe). Das ist kein Zufall und soll
auch kein Angriff sein, sondern die Folge systemischer Bevorzugung, die ihnen
politische Teilhabe erleichtert. Solange wir das nicht ausgleichen, bilden unsere
Parlamente die gesellschaftliche Realitat nicht ab. Das ist demokratisch proble-
matisch.

Kritikerinnen und Kritiker wenden ein, dass ein politisches Amt immer mit per-
sonlichem Einsatz verbunden sei und dass, wer nicht verfligbar sei, eben nicht
mitmachen kdnne. Doch das ist ein idealisiertes Bild von Politik, das strukturelle
Unterschiede systematisch ausblendet, denn wer ein gesichertes Einkommen, fle-
xible Arbeitszeiten und keine Betreuungspflichten hat, kann sich leichter verfig-
bar machen und hat damit bessere Voraussetzungen, politisch aktiv zu bleiben.
Diese Realitat beginstigt vor allem privilegierte Menschen. Die daraus resultie-
rende strukturelle Schieflage hat zur Folge, dass unsere Parlamente unausgewo-
gen zusammengesetzt sind. Die mangelnde Durchmischung ist kein Zufall, son-
dern das Ergebnis von Zugangshirden. Wir wollen das Milizsystem, dann miissen
wir es aber auch allen Lebenssituationen gerecht machen.

Wir werden in der Detailberatung noch darauf zuriickkommen, welche konkreten
Situationen, etwa im Bereich Ausbildung, bisher zu Ausschlissen fihren und wa-
rum es wichtig ist, hier Losungen zu finden. Denn wer Bildungszeit zum Beispiel
pauschal ausschliesst, schliesst junge Menschen systematisch aus, und das ist we-
der zukunftsgerichtet noch demokratisch.

Ratsprasident Beat Habegger: Die Runde der Fraktionssprecherinnen und -spre-
cher ist abgeschlossen.

Sibylle Marti (SP, Zirich): Ich mochte die Gelegenheit benutzen, als Erstunter-
zeichnerin der vorliegenden PI auch noch ein paar Punkte zu sagen:

Der erste Punkt betrifft die Frage der Mutterschaftsentschadigung, die jetzt von
der SVP und der FDP als Argument genommen wird, um diesem breit abgestitz-
ten Kompromiss zur Stellvertretungsregelung nicht zustimmen zu mussen. Es ist
natlrlich richtig und es wurde von allen richtig ausgefihrt: Aktuell ist es gemass
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geltendem Bundesrecht so, dass sich die Frauen entscheiden miissen, dass die jun-
gen Miuitter entscheiden miissen, ob sie an Rats- und Kommissionssitzungen teil-
nehmen und auf die Mutterschaftsentschadigung verzichten oder ob sie sich stell-
vertreten lassen und den Erwerbsersatz erhalten. Jetzt ist es aber so, dass diese
Frage der Mutterschaftsentschddigung Bundessache ist, das wurde auch richtig
ausgefuhrt, und da kénnen wir hier im Kanton Zirich nichts machen. Und natiir-
lich ist es richtig, dass auf Bundesebene eine Korrektur vorgesehen ist, damit die
Wabhlfreiheit der jungen Miitter in Zukunft gewahrleistet sein wird. Aber es ist mir
wichtig zu betonen: Das ist nicht der Punkt der Stellvertretungsregelung. Es ist
eben nicht so, wie Roman Schmid von der SVP gesagt hat, dass wir dieses Prob-
lem I6sen wollten, als wir die PI eingereicht haben. Wir wollten nicht das Problem
I6sen, dass junge Miitter nach der Geburt hier in den Kantonsrat kommen dirfen,
ohne den Erwerbsersatz zu verlieren. Naturlich wollten wir dieses Problem nicht
I6sen, weil wir es gar nicht konnen, weil es eben Bundessache ist. Wir wollten,
und das ist der entscheidende Punkt in dieser Debatte, wir wollten erméglichen,
dass man nicht kommen muss, und das sagt einem ja auch das Wort «Stellvertre-
tung». Das war das Anliegen und um das geht es. Das Anliegen war, in Bezug auf
junge Miitter zu ermdglichen, dass sie in der ersten Zeit nach der Geburt nicht in
den Rat kommen mussen, sich stellvertreten lassen kénnen, wenn sie wollen, und
in dieser ersten Zeit, in der man sich haufig von der Geburt erholen muss, in der
man sich haufig auf die neue junge Familie konzentrieren will, dass man in dieser
Zeit nicht kommen muss. Das ist die Idee der Stellvertretung und nicht das finan-
zielle Problem der Mutterschaftsentschéadigung. Und es ist mir sehr wichtig, dass
alle in diesem Raum diesen Punkt begreifen, weil es nicht ganz richtig ist, was
Roman Schmid von der SVP gesagt hat, und es auch nicht ganz richtig ist, was
die Sprecherin der FDP gesagt hat. Und wenn Sie sich zu Recht Giber den Bundes-
gesetzgeber argern, was er gemacht hat in dieser Sache, dann haben Sie véllig
recht. Ich &rgere mich auch, weil einmal mehr die Wahlfreiheit der Frauen einge-
schréankt wurde. Aber die FDP-Sprecherin und ihre Kolleginnen und Kollegen von
der FDP sollten dann, statt dies hier zu monieren und als VVorwand zu benutzen,
dem Kompromiss nicht zuzustimmen, das Telefon in die Hand nehmen und ins-
besondere ihrem FDP-Standeratskollegen Andrea Caroni telefonieren und ihn bit-
ten, dieses Problem auf Bundesebene zu 16sen. Das mal zum ersten Punkt.

Und dann der zweite Punkt, der mir auch wichtig ist, und auch einfach noch ein-
mal ganz klar zu benennen ist, damit das nicht untergeht in dieser Debatte: Die
jungen Miitter, der Fall der Stellvertretung aufgrund von Mutterschaft, das ist ein
sehr wichtiger Fall, aber es ist eben nicht der einzige. In fast allen Fraktionen —
und die meisten von Ihnen wissen das —, in fast allen Fraktionen gab es Personen,
gab es Ratsmitglieder, die wahrend ihrer Ratstétigkeit schwer erkrankt sind. Und
da ist es eben auch wichtig, dass diese Ratsmitglieder sich auf ihre Genesung, auf
sich selbst konzentrieren kdnnen in so einer diffizilen und vulnerablen Phase und
nicht ein schlechtes Gewissen haben missen, weil sie moglicherweise mehrere
Wochen oder Monate hier im Rat fehlen mussen, und sich auch nicht zu einem
vorzeitigen Ricktritt drangen lassen missen. Es ist einfach nicht sinnvoll, dass
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politische Karrieren unnotig vorzeitig enden aufgrund der Mutterschaft, aber eben
vor allem auch aufgrund von Krankheit oder Unfall.

In diesem Sinne mochte ich der zustdndigen Kommission, der STGK, ganz herz-
lich fur die Arbeit danken, daftr, dass sie sich sehr intensiv mit meiner PI befasst
hat und am Ende diesen sehr guten, wie ich finde, und breit abgestiitzten Kom-
promiss erarbeitet hat. Und ich bitte insbesondere die Kolleginnen der FDP und
der SVP, noch einmal in sich zu gehen und diesem Kompromiss auch zuzustim-
men.

Dieter Klay (FDP, Winterthur): Ich bin jetzt seit 29 Jahren in Parlamenten tétig,
hier in Zurich und in Winterthur, und in diesen 29 Jahren sind mir nur sehr wenige
Falle begegnet, in denen eine Vertretung aus Krankheitsgriinden oder wegen Un-
fallen wirklich dringend notwendig gewesen ware. Die Rednerin der GLP hat sie
genannt, hat sie erwahnt. Wéhrend drei bis zwolf Monaten wird eine Vertretung
gefordert. Nur orientieren sich leider Krankheiten und Folgen von Unfallen nicht
an Fristen. Was ist dann nach zwolf Monaten, wenn keine Genesung eingetreten
Ist? Weitere Schwierigkeiten sind bekannt und genannt worden: in langen und
komplexen Vorlagen die Ubergabe und Koordination, die Gefahr einer Qualitats-
verminderung in den Beratungen, wie das der GPV (Gemeindeprasidienverband)
meines Erachtens richtig festgestellt hat. Wissensverluste durch erzwungene
Rcktritte: Ja, die gibt es, die gibt es tatsachlich, diese Wissensverluste, aber diese
Gefahr haben wir auch bei der Stellvertreterregelung.

Wenn wir die Zircher Kommunalparlamente und auch den Kantonsrat anschauen,
stellen wir fest, dass wir eine sehr, sehr hohe Présenz, also sehr, sehr wenige Ab-
wesenheiten haben. Und das bedeutet fur mich, dass diese Institutionen sehr gut
miliztauglich sind. Das Winterthurer Stadtparlament beispielsweise tagt elf bis
zwolf Mal pro Jahr, das Adliswiler — habe ich mir sagen lassen — neun bis zehn
Mal pro Jahr, also hier werden die Auswirkungen von langeren Abwesenheiten
wahrscheinlich weniger ins Gewicht fallen, da viel weniger Sitzungen vorhanden
sind. Das heisst, wir sprechen hier vor allem von einer «Lex Stadt und Kanton
Zirich».

Und die demokratische Zahnliicke, ja, die wird es aber immer geben. Es wird im-
mer Konstellationen und Abwesenheiten geben, die ein Abstimmungsergebnis
beeinflussen kénnen, unabhéngig davon, ob wir eine Stellvertreterregelung haben
oder nicht.

Und dann noch zum Votum der AL-Sprecherin: Die Vertretung in den Kommis-
sionen und die Vertretung im Rat, das darf nicht miteinander vermischt werden.
Die Vertretung in den Kommissionen ist demokratisch legitimiert durch ein ge-
waéhltes Ratsmitglied und gesetzlich auch abgestiitzt, vor allem in den Sachkom-
missionen — in den Aufsichtskommissionen ist das ja nicht der Fall —, ist also
abgestiitzt und demokratisch legitimiert. Und bei der externen Stellvertreterinnen-
oder Stellvertreterfrage ist eben diese demokratische Legitimation nicht gegeben,
denn sonst ware sie oder er ja Ratsmitglied geworden.

In diesem Sinne empfehle ich, nicht auf die parlamentarische Initiative einzutre-
ten.



-14 -

Benjamin Krahenmann (Grune, Zirich): Ich mochte auf einige Punkte eingehen,
die jetzt genannt wurden: Und zwar wurde, erstens, von der ersten FDP-
Sprecherin gesagt, die Kommissionsarbeit leide, es gebe weniger Kontinuitat und
Verbindlichkeit. Da muss ich Sie schon fragen: Wie kommen Sie zu diesem
Schluss, dass mit einer Stellvertretungsregelung, mit einem neuen Gesetz diese
Verbindlichkeit, diese Kommissionsarbeit leiden soll? Schon heute — wir haben
es gerade von Dieter Klay gehort — ist eine Stellvertretung mdéglich, und gerade
wenn diese mehrere Wochen passiert oder mehrere Monate, leidet die Kommis-
sionsarbeit nicht. Darum ist mit der Stellvertretungsregelung auch vorgesehen,
dass es eine Mindestzeit von drei Monaten braucht. Was viel problematischer ist,
ist, wenn die Stellvertretungen jede Woche wechseln, wenn immer jemand ande-
res in der Kommission ist und schlussendlich nichts anderes beitréagt, als einfach
im richtigen Moment die Hand zu erheben.

Dann komme ich zu einem zweiten Punkt: Die demokratische Legitimation fehle,
wenn wir eine Stellvertretungsregelung einftihren. Das Mandat hdnge von der Per-
son ab, die gewahlt wurde, wurde gesagt. Und da muss ich schon die Frage stellen:
Uberschatzen Sie sich hier nicht ein wenig, Roman Schmid? Denn wir wéhlen
Listen, wir wahlen eine Griine Liste, eine SVP-Liste. Und die meisten Personen
hier drin wurden wahrscheinlich nur zweitrangig gewéhlt, weil Sie diese Person
sind, sondern es ist in erster Linie eine Listenwahl und eben keine Majorz- oder
Regierungsratswahl, bei der Sie effektiv eine Person wahlen. Und dort ware eine
Stellvertretung definitiv nicht zielfihrend und wirde den Wéhlerinnen- und Wah-
lerwillen missachten, da gebe ich Ihnen recht. Aber bei der Kantonsratswahl wah-
len Sie Listen, geschétzte Anwesende, einfach damit Sie das wieder einmal gehort
haben.

Und dann noch zum letzten Punkt: Es ist ja schon zu horen, dass die SVP das
Vertrauen in die Demokratie hochhalten mdchte. Nur wenn Sie dann so salopp
sagen, ja gut, mit dem heutigen Modell gehdre das halt ein wenig dazu, Milizsys-
tem, es gebe halt Abwesenheiten, das sei nicht so schlimm, dann muss ich sagen:
Nein, das ist eben genau das Problem, und genau so starken wir das Vertrauen in
die Demokratie nicht, nein, wir schwachen es. Denn das Fehlen hier im Rat ist in
letzter Konsequenz nichts anderes als undemokratisch, gerade wenn die Mehrhei-
ten nicht klar verteilt sind. Und ja, als Kantonsratsmitglieder missen wir unsere
Eigenverantwortung wahrnehmen und hier auftauchen, nur ist es — und das ist der
entscheidende Punkt — eben nicht immer moglich, hier anwesend zu sein. Und
darum sind wir Uberzeugt: Es braucht gute Losungen fur ernste und herausfor-
dernde Lebenssituationen. Stimmen Sie darum der ausgewogenen Stellvertre-
tungsregelung zu.

René Isler (SVP, Winterthur): Als alter, diskriminierender, weisser Mann méchte
ich jetzt doch noch einige Anmerkungen zu diesem Ganzen machen, ich habe fast
«Theater» sagen wollen. Zum letzten Redner: Wenn jemand Uber Jahre die Num-
mer 1 ist in seinem Wahlkreis, wahlt man nicht einfach nur die Liste einer Partei,
sondern die Person, was auch anhand der Anzahl Fremdstimmen zu sehen ist.
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Man koénnte bei dieser Debatte auch als Aussenstehender meinen, hier gehe es um
eine Mutterschaftsversicherung oder ein Mutterschaftsanliegen und dessen Ent-
schadigungen. Wenn ich personlich — und das war leider mehrmals der Fall, das
sucht man sich nicht aus —, wenn ich schwer erkranke, bin ich primar einfach mal
froh, wenn ich auf irgendeine Art wieder gesund werde. Und dann ist mir eigent-
lich dieses Amt schnuppe, wurscht. Und ich wiirde nattrlich, wenn ich noch ein-
mal so eine schwere Krankheit hatte, schlicht zurticktreten. Denn meine Damen
und Herren und geschatzte junge Leute da oben auf der Tribiine, jede Person in
diesem Ratssaal macht wenigstens alle vier Jahre mal einen riesigen Hosenlupf
und gibt Vollgas, damit er gewahlt wird. Da ist nichts von Freiwilligkeit. Das
wollen Sie — selbstverstandlich — und Sie strampeln und machen, damit Sie am
Ende dieses Wahlsonntags wieder hier drinnen sitzen konnen oder als neues Mit-
glied hier drinnen sitzen. Es gibt Leute, die geben Tausende von Franken aus,
damit sie sich selbstverwirklichen kdnnen, damit sie ihr Mandat hier austiben kén-
nen. Also es ist eine absolute Freiwilligkeit. Einen Erwerb? Wenn Sie eine soziale
Verpflichtung zu Hause tibernehmen, ob das als Mutter ist, als Frau, als Mann
oder was auch immer, dann haben Sie eine Verpflichtung, dann miissen Sie einer
Tatigkeit nachgehen. Ich sage jeweils, das ist fr mich die grosste Nebensachlich-
keit der Welt, denn dieses Amt macht man nicht aus materiellen oder aus persén-
lichen Griinden, sondern das macht man mit Herzblut, weil man sich fiir etwas
einsetzen will. Und wer garantiert mir, dass meine Stellvertretung das mit dem-
selben Herzblut macht? Die kann ja in dieser kurzen Zeit gar nie so viel Feuer
entfachen. Und bis die sich dann in diese Geschéfte hineingelesen hat, heisst es
wieder «auf Wiedersehen miteinander!». Da liegt doch der Hase begraben.

Eine Stellvertretung in Parlamenten ist schlicht und einfach ein Blddsinn. Das
entspricht nicht dem, was das Volk da draussen alle vier Jahre, wenn es seine
Mitglieder in seine Parlamente wiederwahlt, eigentlich offenbart. Und glauben
Sie mir, Sie kénnen jetzt das schon tberweisen, es kommt aber auch der Tag der
Volksabstimmung. Und ich bin mir gar nicht sicher, ob das die breite Offentlich-
keit da draussen auch so sieht, wie das viele hier drinnen sehen. Ich wéhle, auch
wenn es Parlamentswahlen sind, stets Personen, die mir sympathisch sind. Ich
weiss, auch auf der gegeniberliegenden Seite gibt es ganz viele Personen, von
denen, wenn ich ihre Namen nenne, auch diejenigen unserer Partei wissen: Das
ist doch diese Person, die das und das bewerkstelligt hat, sodass es jetzt das und
das gibt. Also auch Parlamentswahlen sind — in der Landschaft noch viel mehr —
Personlichkeitswahlen. Und es gibt Hunderttausende Uber die Jahre, in vier Jah-
ren, Uber die ganze Schweiz, die sich fiir ein politisches Amt immer wieder be-
werben, alle vier Jahre, und sie scheitern alle vier Jahre. Und sie machen es noch
einmal und dann kandidieren sie noch einmal und noch einmal, sie schaffen es
nicht, warum auch immer, ich gebe jetzt keine Wertung ab. Und dann gibt es Per-
sonen wie da mein Gegeniber von der Grinen Partei, die schon tber 30 Jahre
Immer wieder souverén gewéhlt wird (gemeint ist Gabi Petri). Das ist doch eine
Personlichkeitswahl, sie zu ersetzen ist unmoglich — Punkt. Die kann man gar
nicht ersetzen, die gehdrt zum Inventar wie ich auch. Auch alte, weisse Manner
haben ihre Berechtigung in diesem Ratssaal, das konnen Sie mir noch hundertmal
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negieren. Und deshalb ist es eben wichtig, dass der Wahlerwille umgesetzt und
nicht irgendwie auf eine Stellvertretung abgeschoben wird. Dieses Anliegen ist
zu versenken.

Silvia Rigoni (Grune, Zurich): Liebe SVP, liebe FDP, also Ihr Argument dieser
mangelnden demokratischen Legitimation ist einfach schlicht vorgeschoben und
es ist sehr schnell auch als vorgeschobenes Argument zu entlarven. Denn wir ha-
ben eine Regelung im Kanton Zirich: Wenn ein Regierungsrat oder eine Regie-
rungsratin zurdicktritt, haben wir Neuwahlen. Wenn ein Kantonsrat oder eine Kan-
tonsratin zurucktritt, dann wird nachgerutscht ohne Neuwahlen. Das ist demokra-
tisch legitimiert. Und in diesem Sinne ist auch eine Stellvertretung demokratisch
legitimiert.

Hannah Pfalzgraf (SP, Mettmenstetten): Gerne gebe ich meine Interessenbindung
bekannt: Aufgrund einer fehlenden Stellvertretungsregelung, welche auch Aus-
bildungssituationen bericksichtigt, werde ich nach den Sommerferien nicht mehr
Teil dieses Kantonsrates sein, denn ich werde im Rahmen meiner Ausbildung zur
Hebamme ein Praxisjahr absolvieren, in dem ich zu einem grossen Teil im Spital
in einem 100-Prozent-Pensum in Schichtarbeit arbeiten werde. Und alle, die
schon jemals Schicht gearbeitet haben, werden nachvollziehen kdnnen, dass dies
zusammen mit einem Kantonsratsmandat nicht vereinbar ist.

Die Schweizer Politik hat eine lange Tradition darin, etwas trager zu sein, wenn
es um den Ausbau der Demokratie geht, und die Diskussion um die Stellvertre-
tungsregelung steht genau in dieser Tradition. Wir hatten damit die Chance ge-
habt, das Parlament zugéanglicher zu machen. Wir hatten die Chance gehabt, die
Regelung auf Menschen in Ausbildung auszuweiten, insbesondere auf junge
Menschen, die in diesem Parlament leider noch immer untervertreten sind, vor
allem auf der Ratsseite, die ich regelmadssig anschaue (gemeint ist die rechte Rats-
seite). Denn ich kann lhnen aus eigener Erfahrung sagen: Wére ich verninftig
gewesen, so hatte ich dieses Amt bereits niedergelegt, als ich mit dieser Ausbil-
dung angefangen habe. Und ich wiirde es auch niemandem in Ausbildung emp-
fehlen, dieses Amt anzunehmen, sofern Sie es nur in Vollzeit absolvieren kdnnen.
Doch gleichzeitig bedeutet dies auch, dass in diesem Rat wichtige Perspektiven
fehlen, die Perspektiven jener Menschen, die noch am ldngsten mit den Konse-
guenzen aus diesem Rat leben missen.

Wir hatten hier etwas machen konnen, und diese Chance haben wir leider ver-
passt; nicht, weil Menschen in Ausbildung vergessen wurden, sondern weil sich
die rechten Fraktionen vehement gegen die Diversifizierung dieses Parlaments
ausgesprochen haben. Und so musste diese Forderung tber die Klippe springen,
damit zumindest eine kleine, aber sehr wichtige Verbesserung erzielt werden
kann. Dass sich FDP und SVP auch gegen die Minimallésung aussprechen, ist
enttduschend, aber leider auch wenig tberraschend, wenn ich den Blick tber ihre
Fraktionsmitglieder schweifen lasse. lhre Fraktionen sind das beste Beispiel da-
fur, dass ohne Interessenvertreterinnen und -vertreter die Notwendigkeit fur Ver-
anderungen nicht gesehen wird. Aber auch wenn es aktuell nicht zu den Realitaten
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Ihrer Fraktionen gehdrt, es gibt in diesem Rat junge Menschen in Ausbildung und
es gibt in diesem Rat junge Frauen, die vielleicht innerhalb ihres Mandates mal
ein Kind bekommen. Und fir diese Menschen ware es relevant, dass es eine Stell-
vertretungsregelung im Kantonsrat gibt, fur Ihre Fraktionen ware es relevant und
es ware auch relevant fur die Wahrung des Volkswillens, vor allem dann, wenn
die Entscheidungen, wie hier in diesem Rat, ab und zu doch sehr knapp ausfallen.
Also, geschatzte FDP und SVP, zeigen Sie, dass Sie fahig sind, andere Lebensre-
alitaten als die eigenen zu sehen. Zeigen Sie, dass Sie mehr kénnen, als nur lhre
direkten eigenen Interessen zu vertreten. Zeigen Sie ein Demokratieverstandnis,
sagen Sie zumindest Ja zur Minimallésung. Besten Dank.

Lorenz Habicher (SVP, Zirich): Liebe Hannah Pfalzgraf, ich arbeite Schicht, 100
Prozent, und ich bin auch im Kantonsrat und muss deswegen nicht zurticktreten.
Ich arbeite Schicht, inklusive Nachtschichten mit Friihschichten, und es ist an-
strengend. Naturlich muss man manchmal ein bisschen auf personliche Freizeit
verzichten, weil man ja Politik macht. Und es gibt dann auch die Situationen, dass
man aus der Frihschicht, wo man um 4 Uhr morgens zu arbeiten angefangen hat,
in den Kantonsrat kommt und nach dem Kantonsrat wieder in die Schicht geht,
das gibt es auch. Man kann diese Lebensrealitaten auch leben und man muss nicht
aufgeben und zurtcktreten. Sie sehen also, es geht auch ohne Stellvertretungsre-
gelung, ich mache das schon jahrelang. Dankeschon.

Gabriel Mader (GLP, Adliswil): Nicht nur hier im Kantonsrat sind die Stimmen-
verhaltnisse oft eng, auch bei uns in den Gemeindeparlamenten. Und ich ware da
bereits auch schon froh gewesen, wenn wir gewisse Kolleginnen und Kollegen
wéhrend langerfristiger Abwesenheiten hétten ersetzen kénnen. Denn was bedeu-
tet das, wenn wir keine Stellvertretungsregelung haben? Das bedeutet nichts an-
deres, als dass wir den Wahlern, die diese Personen gewahlt haben, das Recht auf
ihre Représentation im Rat verwehren. Das ist nicht notig, dazu gibt es eine ein-
fache Regelung, die einen legitimierten Nachfolger oder eine Nachfolgerin be-
stimmt, mit der VVorlage, die wir hier haben. Ihr habt gentigend Nachrtcker hier
Im Rat, die sehr wohl in der Lage sind, kurzfristig ihren Job zu erledigen.

Michael Biber (FDP, Bachenbilach): Ich mdchte kurz auf das VVotum von Kolle-
gin Marti replizieren, sie hat uns ja explizit aufgefordert, unseren Herrn Caroni
anzurufen. Dazu bin ich in der Zwischenzeit noch nicht gekommen, nichtsdestot-
rotz mochte ich diesbezlglich nochmals auf den Erwerbsersatz Bezug nehmen:
Da wurde ja suggeriert, dass das vom Bundesgesetzgeber ein Fehler sei. Das mag
sein, ich war bei der Beratung nicht dabei. Es kann aber durchaus auch sein, dass
das Bundesgesetz eben die kantonalen Parlamente unter anderem explizit auffor-
dert, sich zu entscheiden. Entweder man riickt das Mandat eher in Richtung eines
Anstellungsverhaltnisses und fiihrt damit auch mogliche Stellvertretungen ein o-
der man I&sst es eben, flhrt keine Stellvertretung ein und riickt es ndher zu einem
Mandat mit Privilegien der Wabhlfreiheit. Und wenn man es unter dieser Pramisse
ansieht, dann entscheiden wir uns eben eher, dies wie ein Mandat und privilegiert
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zu behandeln. Und was du gefordert hast, liebe Sibylle, das ist dann eher das
«Foiferli und das Weggli». Und dass das nicht immer moglich ist, das wissen wir
alle.

Isabel Bartal (SP, Eglisau) spricht zum zweiten Mal: Danke, dass ich hier eine
kleine Replik machen kann. Es ist schon lange her, sodass die Kolleginnen und
Kollegen sich vermutlich nicht mehr daran erinnern, aber ich mochte diese kleine
Replik dennoch noch anbringen, weil die Argumentation von Kollegin Hoss fir
mich jeglicher Logik entbehrt. Kollegin Hoss — Sie erinnern sich — hat gesagt,
diese Stellvertreterin oder dieser Stellvertreter wére in der Kommission tberfor-
dert. Ich erinnere vor allem fir Leute, die das Parlament, wie es funktioniert, noch
nicht so gut kennen, daran, dass schon heute eine Stellvertretung in einer Kom-
missionssitzung maoglich ist. Diese Stellvertretung kann bis sechs Monate gehen.
Und ob die Vertretung der FDP manchmal in der Kommission Gberfordert ist, das
kann ich nicht beurteilen, méchte ich auch nicht, aber es ist sicher Sache der Frak-
tion, der Kolleginnen und Kollegen, diese Vertretung richtig zu briefen. Und das
waére genau dasselbe, wie wenn jemand auf Zeit nachriickt, es ware nicht anders.
Und auch die Argumentation, diese stdndige Argumentation, dass diese Person,
die dann in dieser Stellvertretung nicht legitimiert ist, nicht den Volkswillen re-
prasentiert: Wie falsch ist das denn? Wie ist das heute, wenn jemand zurtcktritt,
zum Beispiel wegen einer schweren Krankheit, vielleicht auch nur sechs Monate
vor dem Ablauf der Legislatur? Diese Person tritt zurlick und auch diese Person
nimmt dann Know-how mit, es gibt einen Know-how-Verlust. Und wer riickt
nach? Wer auf der Liste ist. Also diese Person, die auf der Liste ist, reprasentiert
genau so, genau gleich den VVolkswillen, der mit der Wahl gezeigt wurde. Deshalb
ist das gar nicht so etwas ganz anderes, nur ware das nur auf Zeit. Und es gibt
dann noch die Mdglichkeit, dass diese Stellvertretung dann bleibt oder dass die
andere Person, die krank oder im Mutterschaftsurlaub war, zuriickkommt. Also
bitte, machen Sie keine Scheinargumentation und bleiben Sie bei den Fakten.

Roman Schmid (SVP, Opfikon) spricht zum zweiten Mal: Auch als Replik sind
noch einige Worte von mir hier anzubringen: Es liegt moglicherweise auch an
mir, ich muss das vielleicht auf mich nehmen, dass ich diesen Kompromiss der
SVP nicht verkaufen konnte, denn die SVP war von Anfang bei diesem Kompro-
miss nicht dabei. Dieser Kompromiss ist zwar breit abgestiitzt, aber von Anfang
an waren wir nicht dabei, das habe ich nicht gesagt. Es wurde hier drin vom breit
abgestiitzten Kompromiss gesprochen, doch dieser fand ohne die SVP statt.

Es wurden noch Begriffe erwahnt wie die Elternschaft und die Ausbildung. Da
habe ich mich bei Ihnen bedankt, dass Sie das Fuder nicht Uberladen hatten. Ich
verstehe, dass Sie diese Minderheitsantrédge so eingebracht haben, weil Sie das so
wollten. Aber wahrscheinlich haben Sie gedacht, jetzt einmal nur mit dieser Vor-
lage zu kommen, um nicht beim Volk dann aufzulaufen. Also, die Elternschaft
wurde herausgenommen, die Ausbildung wurde herausgenommen. Ich gehe mit
Ihnen einig: Wenn Sie eine Ausbildung, eine Weiterbildung machen, die am Mon-
tagmorgen stattfindet, wird es sehr schwierig sein, hier drin etwas zu machen. Ich
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hatte Gllck, ich war zwei Jahre in Bern, fuhr dann dreimal in der Woche zuriick
nach Opfikon und wieder nach Bern, morgens um 6 Uhr, damit das irgendwie
aufging. Ich hatte Glick, meine Ausbildung war mit 24 Jahren fertig und dann
konnte ich fir den Kantonsrat kandidieren und wurde auch gewahlt. Das war
wirklich mein Gluck.

Die Austritte aus den Gemeindeparlamenten wurden erwahnt. Ja, es gibt Bei-
spiele, da sind Personen ausgetreten, weil sie nicht mehr alles unter einen Hut
gebracht haben. Ich bezweifle aber, dass wir mit dieser Regelung, wenn die Ge-
meindeparlamente diese einfiihren, dass dann die Frauen und Manner langer in
den Gemeindeparlamenten bleiben. In Opfikon war es so: Nach einem Jahr in
dieser Legislatur traten zwischen einem Viertel und einem Drittel aller Mitglieder
zurlick, also knapp zehn Personen traten innerhalb eines Jahres zuriick. Die Mehr-
heit trat zurtick, weil sie wegzog oder schon lange im Rat drin war. Eine Person
trat zurtick, da gebe ich Ihnen recht, weil sie nicht mehr alles unter einen Hut
brachte. In GLP-Sprache: Diesen Schonheitsfehler aus Bern bezeichne ich hochst-
wahrscheinlich als grdsser, als wir ihn annehmen, und da kénnen einige von uns
hoffen, dass da ein erfolgreicher plastischer, chirurgischer Eingriff aus Bern zum
Ziel fihren wird.

Zum Argument «keine Personenwahl, sondern Listenwahl» gebe ich Ihnen teil-
weise recht, teilweise nicht. Denn ja, es werden Listen eingelegt, SVP unverandert
bei Kantonsratswahlen oder bei Gemeindeparlamentswahlen, das ist so. Aber im
Bezirk Bilach sind wir vielleicht etwas aussergewdhnlich, da werden Personen
zehn Platze nach vorne gespiilt, weil es sich halt um Persénlichkeiten handelt, die
dieses Amt ausfiillen sollen. Darauf bezog sich mein Argument in diesem Punkt.
Dann gab es noch Verwirrungen wegen der Mutterschaft, wegen meiner Aussage,
vielleicht habe ich es falsch gesagt, falsch aufgeschrieben oder es wurde falsch
verstanden: Eure urspringliche Forderung, welche ich personlich verstehen kann,
die Mutterschaft in diesem Rat zu schiitzen, indem man eine Stellvertretungsre-
gelung schafft, kann ich nachvollziehen. Ich kann nicht nachvollziehen, dass ihr
das jetzt immer noch so unterstitzt, weil Bern da so dagegen argumentiert hat.
Das urspriingliche Hauptziel des Vorstosses, die Mutterschaft in diesem Rat zu
schitzen, wurde aus Bern gewollt oder ungewollt torpediert. Das war meine Aus-
sage, hier noch meine Worte dazu. Vielen Dank.

Tina Deplazes (Die Mitte, Hinwil) spricht zum zweiten Mal: Ich méchte auch noch
kurz zu gewissen Wortmeldungen Stellung nehmen, und zwar zu Lorenz Habi-
cher: «lIst so, weil ist so», also dieses Argument zieht nun mal wirklich nicht. Nur
weil etwas schon immer so war und weil es friiher so gegangen ist, heisst das
nicht, dass es auch gut so ist. Mit diesem Argument hétten wir, glaube ich, auch
heute noch kein Frauenstimmrecht und noch einiges Anderes, was heute nicht so
ware.

Dann zu René Isler: Es ist ja sehr schon, wenn Sie sympathische Personen wahlen.
Doch leider kdnnen auch Sie den Wahl-Meccano nicht andern, und wir haben nun
mal bei unseren Parlamentswahlen ein Proporzwahlsystem, ausser es gibt einen
Wabhlkreis mit nur einem Sitz. Also wahlen auch Sie, Herr Isler, schlussendlich
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eine Liste. Und ich bin Uberzeugt, dass der durchschnittliche Wahler nicht be-
stimmte Personen wahlt wie Sie, sondern eine Partei, mit der er sympathisiert und
deren Liste er nimmt. Und wie wir auch wissen, wirft die Mehrheit der Wahlerin-
nen und Wahler die Liste unveréndert ein. Natdrlich gibt es Leute, die nach oben
gespult werden, aber die allermeisten Wéahlenden machen keine Listenverande-
rungen.

Und ich schliesse mich auch den bereits genannten Aussagen von links an. Man
darf sich vielleicht schon nicht als zu wichtig wéhnen. Also die meisten Leute, die
eine Liste wahlen, davon bin ich Gberzeugt, sind sich gar nicht bewusst, wer die
Personen sind, die auf der Liste sind, geschweige denn kennen sie diese entspre-
chenden Personen auf der Liste.

Und dann noch zu der Lange von Ausfallen, von Krankheiten und Unfallen: Hau-
fig weiss man halt am Anfang nicht, was ein Unfall genau bedeutet und wie lange
dieser nachwirkt. Ich kann Ihnen als gutes Beispiel meinen Parteikollegen Philipp
Kutter nennen. Bei seinem Unfall wusste man am Anfang nicht, wie lange sein
Ausfall sein wird und ob er jemals zuriickkommen kann. Und gerade bei einem
solchen Fall ware es doch optimal, wenn man sich fur ein paar Monate vertreten
lassen kdnnte, sodass der demokratische Wille trotzdem noch reprasentiert ist im
Parlament. Wenn man dann sieht, okay, der Gesundheitszustand hat sich verbes-
sert, dann kann man zurickkommen. Und wenn es leider nicht der Fall ist, dann
kann man immer noch zurticktreten. Aber am Anfang kann man das halt haufig
nicht abschatzen.

Und vor einer Volksabstimmung, Herr Isler, habe ich auch keine Angst. Und falls
sie doch abgelehnt wirde in einem Stadtparlament, dann ist das der Wéhlerwille,
den es so zu respektieren gilt. Dankeschon.

Sonja Gehrig (GLP, Urdorf) spricht zum zweiten Mal: Ich mdchte auch noch ganz
kurz auf einige Punkte eingehen. Was ich nicht ganz verstanden habe, ist das Vo-
tum der FDP — Entschuldigung, Michael Biber —, dass es ein Dilemma sei zwi-
schen einem Mandat und der Wabhlfreiheit. Also zuerst zur Frage, ob es ein Man-
dat oder eine Anstellung ist: Ich meine, im Fall von Kathrin Bertschy (National-
ratin) auf Bundesebene wurde entschieden, dass so ein Mandat im Nationalrat
eine Anstellung ist oder einer Anstellung gleichgesetzt wird. Es ist aber auch sehr,
sehr zeitintensiv, und es wurde meines Wissens kein ahnlicher Entscheid gefallt
auf der nicht nationalen Ebene. Ich gehe aber eher davon aus, dass man bei weni-
ger zeitintensiven Parlamentsaktivitdten von einem Mandat ausgeht — das ist jetzt
meine Annahme — und dass es insbesondere auch bei den Gemeinden nicht so
etwas wie eine regelmassige Anstellung ist; das ist vielleicht einmal im Monat ein
Abend oder so, eine Sitzung. Aber ein Mandat geht sehr gut zusammen mit der
Wahlfreiheit, und die Wahlfreiheit flr Frauen, das ist wirklich etwas Liberales,
etwas NOtiges und absolut Legitimes von der Forderung her, da mochten wir nicht
daran rutteln. Das muss jede Frau selber entscheiden, ob sie sich fur die Mutter-
schaft vertreten lassen mochte oder nicht.

Des Weiteren kann ich nur die vorgangigen VVoten noch stiitzen: Es ist klar, dass
Nachrticken, egal welcher Art, egal ob nach einem Ricktritt oder temporérer Art,
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absolut legitimiert ist, auch demokratisch legitimiert ist, durch die Wahlenden,
durch den Wahlerwillen bekundet. Eigentlich misste man das nicht infrage stel-
len. Besten Dank.

Florian Heer (Griine, Winterthur) spricht zum zweiten Mal: Der Sprecher der
FDP hat doch noch einen bemerkenswerten Satz gesagt. Er hat gesagt, dass diese
Regelung aus Bern, Zitat, «an denen eben keine Vertretung vorgesehen ist», dass
diese Regelung vielleicht kein Fehler sei. Dann bleibt eigentlich nur noch ein
Schluss: Es ist Absicht. Und wenn es Absicht ist, dann ist das eben, wie gesagt,
eine Verhinderungsregelung, dass Sie Uberhaupt auf kommunaler oder auf kanto-
naler Ebene keine Regelung schaffen wollen. Dann ist das eigentlich Ihre Aus-
sage, wie ich in meinem ersten VVotum bereits gesagt habe.

Und was dann dazukommt: Wenn es Absicht ist, dann schaffen Sie absichtlich —
oder Herr Caroni in diesem Fall — explizit diese Rechtsunsicherheit, weil wir be-
reits eine Vertretungsregelung in den Kommissionen haben. Diese Rechtsunsi-
cherheit bleibt bestehen. Die bleibt auch bestehen, wenn Sie das Ganze heute ab-
lehnen, die besteht jetzt schon. Auch das ist ein Resultat wirklich schlechter Poli-
tik.

Noch zur Représentationslegitimation und so weiter, die jetzt mehrmals genannt
wurde, ob man, wenn man auf der Liste ist, ob man jetzt als an zweiter, dritter,
vierter Stelle nachrutschende Person als Stellvertretung auch noch legitimiert sei,
wenn das wirklich lhre Sorge ist, dann hétten Sie das Suppleantensystem aus dem
Wallis vorschlagen sollen, das dies genau verhindert, dann hatten Sie eine L6sung
daflr gehabt — haben Sie aber nicht.

Und noch zur SVP: Sie hat gesagt — das ist wirklich eine heitere Argumentation
—, Wir hétten das Fuder nicht Gberladen. Das finde ich schon, dass sie das findet.
Es wére dann schon gewesen, hétten Sie Ihren Militarvorstoss oder lhren Para-
grafen zum Militar- und Zivildienst auch gleich zurtickgezogen, das ware nur kon-
sequent gewesen. Besten Dank.

Corinne Hoss-Blatter (FDP, Zollikon) spricht zum zweiten Mal: Es argert einfach,
wenn man falsch zitiert wird. Kollegin Bartal, Sie unterstellen mir Aussagen, die
ich so nicht gemacht habe. Ich habe mit keinem Wort das Wort «Uberforderung»
benditzt, das ist ndmlich negativ konnotiert. Habe ich nicht gesagt. Ich habe — ich
zitiere — gesagt, «Stellvertretungen kénnen sich nicht in einer kurzen Zeit mit der-
selben Tiefe und Erfahrung in die Dossiers einarbeiten». Ich bitte Sie, das zu be-
merken.

Und wenn wir hier Stellvertretungen in den Kommissionen machen, dann ist es
so, dass wir hier den Ratsbetrieb und die Kommissionsarbeit schon kennen. Wenn
jemand neu hereinkommt, dann muss man sich zuerst da einarbeiten. Das war
meine Aussage.

Regierungsratin Jacqueline Fehr: Ich kann es ganz kurz machen: Es ist eine Vor-
lage, die die Arbeitsweise des Parlaments betrifft, und die Regierung hat sich in
diesem ganzen Prozess entsprechend zuriickgehalten. Es ist nicht unsere Sache,
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nicht unsere Rolle zu sagen, wie sich das Parlament organisiert. Ich mochte an
dieser Stelle einfach der Kommissionsprasidentin gratulieren, dass sie diese Vor-
lage durch alle Wirren der politischen Debatten durchmandévriert hat, und der
STGK, dass es jetzt eine Vorlage gibt, tber die befunden werden kann. Und in
dem Sinn winsche ich Ihnen kluge Entscheide.

Ratsprasident Beat Habegger: Eine Kommissionsminderheit hat den Antrag auf
Ablehnung der parlamentarischen Initiative gestellt. Dies ist einem Antrag auf
Nicht-Eintreten gleichzustellen. Wir stimmen deshalb jetzt tiber das Eintreten ab.

Abstimmung

Der Kommissionsantrag wird dem Minderheitsantrag von Roman Schmid
gegenibergestellt. Der Kantonsrat beschliesst mit 96 : 74 Stimmen (bei 0 Ent-
haltungen), dem Antrag der Kommission zuzustimmen und auf die Vorlage
420a/2020 einzutreten.

Detailberatung

Teil A

Titel und Ingress

I. Die Verfassung des Kantons Ztirich vom 27. Februar 2005 wird wie folgt ge-
andert:

Art. 50

Keine Bemerkungen; genehmigt.

Teil B
Titel und Ingress
I. Das Kantonsratsgesetz vom 25. Marz 2019 wird wie folgt gedndert:

Keine Bemerkungen; genehmigt.

8 15a

Ratsprasident Beat Habegger: Die Minderheitsantrdge 1 und 2 mit den Folgemin-
derheitsantragen in den Paragrafen 27 und 31 wurden zurtickgezogen. Demzu-
folge liegt nun noch der Minderheitsantrag von Roman Schmid und Mitunter-
zeichnenden vor.

Minderheit Roman Schmid, Susanne Brunner, Christian Pfaller, Ulrich Pfister
(i.V. von Christina Zurfluh Fraefel):
1(...) infolge Mutterschaft, Krankheit, Unfall, Militir- oder Zivildienst wahrend

(...)

Michele Dunki-Battig (SP, Glattfelden), Prasidentin der STGK: Ich spreche hier
sowohl zu Paragraf 15a Absatz 1 wie auch zum Antrag der SVP in Paragraf 31
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Absatz 4. Die Kommission schlagt ein Modell des Nachriickens auf Zeit vor, und
zwar basierend auf dem Ergebnis der letzten Erneuerungswahl. Das bedeutet: Es
Ist nicht das abwesende Ratsmitglied, das tber seine Vertretung entscheidet, son-
dern die néchste Person auf der Wahlliste der gleichen Partei rlickt temporar nach.
Damit bleibt die demokratische Legitimation gewahrt und die Vertretung wird als
vollwertiges Fraktionsmitglied eingesetzt mit allen Rechten und Pflichten. Die
Dauer der Vertretung soll zwischen drei und zwolf Monaten liegen. Die Kommis-
sionsmehrheit legt Wert darauf, die Vertretungsgriinde klar und eher eng zu fas-
sen. Verzichten mochte sie auf eine zahlenmassige Beschrdnkung. Damit bleibt
das System flexibel genug fir die Realitat politischer Mandate im Milizsystem.
Die beiden Minderheitsantrage zu Elternschaft und Aus- und Weiterbildung — der
Kantonsratspréasident hat es bereits gesagt — wurden zuriickgezogen, und die ver-
bleibende Minderheit fordert, dass auch Militar- und Zivildienst als Vertretungs-
grinde aufgenommen werden. Die Kommissionsmehrheit lehnt diese Ausweitung
ab. Sie verweist auf die geltende Bundesgesetzgebung, die fur Parlamentsmitglie-
der im Militardienst bereits die Moglichkeit vorsieht, Urlaub fir Ratssitzungen zu
nehmen. Zudem dauern Einsétze im Zivildienst und Zivilschutz meist unter drei
Monaten, das ist also die Schwelle, ab der eine Vertretung tberhaupt vorgesehen
ist.

Mit diesem Vorschlag schafft die Kommission eine praktikable Lésung, die das
Milizsystem starkt, ohne das Mandat zu entwerten. Und aus diesem Grund bitte
ich Sie, dem Antrag der Kommissionsmehrheit zuzustimmen und den Minder-
heitsantrag der SVP abzulehnen. Besten Dank.

Roman Schmid (SVP, Opfikon): Ich gebe dem Sprecher der Griinen recht, wir ha-
ben hier die Gabel noch einmal in die Hand genommen und das Fuder noch einmal
aufgeladen. Ich spreche nur einmal zu unseren Minderheitsantragen, weil sie stets
den gleichen Wortlaut haben. So wollen wir unter anderem in den Paragrafen 15a
Absatz 1 und 27 Absatz 3 die Aufzéhlung von Mutterschaft, Krankheit oder Un-
fall ergdnzen mit dem Begriff «Militar- oder Zivildienst». Uns liegt viel daran,
dass der Dienst fiirs Vaterland oder an unseren Mitmenschen auch gewdrdigt
wird. Zwar erhélt man heute — die Frau Kommissionsprasidentin hat das schon
erwahnt — in den allermeisten Fallen Urlaub fiir unsere politische Arbeit, aber es
Ist mit einem burokratischen Aufwand verbunden, ohne zu wissen, ob das Gesuch
tatsachlich bewilligt wird oder nicht. Ebenfalls mdchte ich hier noch Folgendes
anmerken, es tritt zwar selten ein, aber dennoch: Es kénnte auch Auslandsaufent-
halte unserer Militdrangehdrigen geben, zum Beispiel an der Grenze zwischen
Nord- und Sldkorea, dort gibt es ja Stationierte. Ich gehe davon aus, dass kein
Kantonsrat momentan dort stationiert ist, das kdnnte aber passieren. Und was
dann geschehen wird, ist mir nicht ganz schlissig, wenn man drei Monate oder
funf Monate im Ausland oder bei der KFOR (Kosovo Force) wéhlt; keine Ah-
nung, da wissen andere Leute besser Bescheid als ich, aber auf jeden Fall ist das
ein Argument von uns. Und ebenfalls gehe ich immer noch davon aus, dass auch
andere Parteien uns hier unterstiitzen wollen. So berladen wir das Fuder nicht,
sondern bringen es ins Trockene. Vielen Dank.
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Isabel Bartal (SP, Eglisau): Ich méchte bei diesem Paragrafen 15a Absatz 1 jetzt
lediglich noch auf die jiingste Diskussion eingehen, die durch die Anderung des
Erwerbsersatzgesetzes, EOG, ausgeltst wurde. Ja, es stimmt, dass die neue Bun-
desregelung dazu fihrt, dass eine Parlamentarierin, die wéhrend ihres Mutter-
schaftsurlaubs an einer Parlamentssitzung teilnimmt, den Anspruch auf Mutter-
schaftsentschadigung verliert. Aber — und das ist jetzt ja wirklich der kleine Un-
terschied — das ist nur so, wenn eine Stellvertretungsregelung existiert, sie jedoch
nicht genutzt wird. Wird diese Stellvertretungsregelung genutzt, dann gibt es gar
kein Problem. Natlrlich wirkt es unschon, dass die Frau nicht frei wahlen kann,
ob sie sich vertreten lasst oder teilnehmen mdchte, ohne finanzielle Nachteile zu
riskieren. Und das wurde von einigen als Einschrankung der Selbstbestimmung
der Frau gewertet.

Ich sehe das anders. Das ist fiir mich keine Diskriminierung, das ist das System.
(Die Votantin wird unterbrochen.) Okay, jemand sagt, das sei der falsche Para-
graf. Wir sind doch bei 15a, beim Minderheitsantrag? Gut, Entschuldigung, dann
aussere mich jetzt zum Militarantrag. Ich dachte, ich wiirde gerade zu beiden spre-
chen.

Zum Militdrantrag, zum Minderheitsantrag der SVP méchte ich klarstellen: Es
gibt fur uns keinen grundsatzlichen Einwand der SP gegen den Minderheitsantrag
der SVP und FDP, aber wir lehnen ihn dennoch ab. Warum? Weil die Ergdnzung
schlicht nicht notwendig ist. Der Antrag mdchte die Stellvertretungsregelung fir
Mitglieder im Militar- oder Zivildienst ausdricklich im Gesetz festschreiben.
Doch das braucht es nicht. Fur solche Falle gibt es langst klare Regelungen, eine
zusétzliche gesetzliche Regelung zur Stellvertretung ist hier Gberflissig. Sehr oft
sitzt ja in unseren Reihen zum Beispiel Davide Loss aus unserer Partei im Zivil-
dienst-Ten(, und ich erinnere auch an unseren Kollegen Marc Bourgeois, der noch
vor wenigen Wochen auch hier in Militaruniform im Rat anwesend war. Auch er
brauchte keine Stellvertretung, denn der Dienst hinderte ihn nicht an der Teil-
nahme an den parlamentarischen Sitzungen, und das ist gut so. Gesetze sollten
regeln, was geregelt werden muss, nicht auf VVorrat oder aus Prinzip. Gerade von
rechts horen wir oft das Mantra, Gesetze sollten schlank und wirksam sein, genau
jetzt gibt es eine Chance. Bleiben wir dabei, wir mussen nicht regeln, was nicht
geregelt werden muss. Lehnen wir deshalb diesen Minderheitsantrag ab und hal-
ten wir das Gesetz klar und zielgerichtet.

Fabian Miiller (FDP, Ruschlikon): Wenn es schon eine Stellvertreterregelung
sein soll, dann eine moglichst knappe und restriktive, eine, die sich auf Unfall,
Krankheit und Mutterschaft beschrankt, dies war immer unser Anliegen in den
Beratungen. Weitere Ausnahmen, auch solche, die bereits anderswo gesetzlich
verankert sind, braucht es unseres Erachtens nicht. So kénnen wir mit einer ge-
wissen Genugtuung zur Kenntnis nehmen, dass die weitreichenden Minderheits-
antrage zu diesen Paragrafen wie etwa derjenige, der auch Aus- und Weiterbil-
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dungen als Grinde fiir Stellvertretungen hétte gelten lassen, zurtickgezogen wur-
den. Dasselbe gilt fir eine Ausweitung der Mutterschaft auf eine nicht néher de-
finierte Elternschaft.

Es verbleibt der Antrag der SVP, also nicht der SVP und der FDP, Frau Kollegin
Bartal, mit dem an sich l6blichen Ansehen, die Armeeangehdrigen nicht zu be-
nachteiligen. Nur ist dies in diesem Zusammenhang gar nicht nétig. Das Dienst-
reglement, also eine Verordnung zum Militargesetz, halt explizit fest, dass Mit-
glieder kantonaler Parlamente fiir die Teilnahme an Ratssitzungen Anspruch auf
Urlaub haben. Implizit gilt dies auch fir Gemeindeparlamente, und dies auch fiir
den Zivilschutz und Absolventinnen und Absolventen des Durchdienermodells.
Bitte lehnen Sie diesen Minderheitsantrag ab.

Ratsprasident Beat Habegger: Ich begrusse auf der Triblne zwei Klassen der Se-
kundarschule Friedrichstrasse. Wir freuen uns, dass ihr unsere Debatten heute
Morgen hier mitverfolgt.

Sonja Gehrig (GLP, Urdorf): Wir Grinliberalen unterstiitzen den liberalen Kom-
promiss «Unfall, Krankheit und Mutterschaft». Gerne hatten wir die Mutterschaft
auf Elternschaft ausgedehnt und auch Aus- und Weiterbildungen im Gesetz gere-
gelt. Dazu hatten wir urspriinglich einen Minderheitsantrag eingereicht, denn ge-
rade jungere Personen méchten manchmal in der Ausbildung ein Auslandsemes-
ter absolvieren, und es ware durchaus liberal und selbstbestimmend, diese Aus-
nahme im Gesetz auch mitzudenken. Wir tragen aber den Uberparteilichen Kom-
promiss mit Unfall, Krankheit und Mutterschaft mit.

Eine spezielle Regelung fir Militar- und Zivildienst braucht es nicht. Im Dienst-
reglement der Armee — wir haben es schon gehort — steht in Artikel 97, dass flr
offentliche Amter Urlaub bezogen werden kann. Mitglieder kantonaler Parla-
mente haben grundsatzlich Anspruch auf Urlaub fir Ratssitzungen, und die Praxis
zeigt heute schon, dass Urlaubsgesuche fiir parlamentarische Tatigkeiten grund-
sétzlich gutgeheissen werden. Einsatze an der koreanischen Grenze dirften hier
doch so selten sein, dass sie nicht speziell geregelt werden missen. Eher nétig
waére dann doch eben ein Zusatz zur Aus- und Weiterbildung.

Aber die Grunliberalen sind hier — wie auch sonst oft — kompromissbereit und wir
tragen den Mehrheitsentscheid mit.

Florian Heer (Griine, Winterthur): Wir Griine erachten diesen Antrag der SVP
ebenfalls als unndtig, das Dienstreglement der Armee wurde bereits zitiert. «An-
gehdrige der Armee, die ein Offentliches Amt bekleiden, erhalten fir die Teil-
nahme an Sitzungen und fir die Vornahme von Amtshandlungen Urlaub, wenn
es der Dienst gestattet», so ist der richtige Wortlaut, und in der Kommission ist
uns kein Handlungsbedarf bekannt geworden. Niemand hat zuverlassig bestétigt,
dass Antrage, egal auf welcher Staatsebene, nicht berticksichtigt wurden, und
auch aus der Praxis zeigt sich dasselbe. Sowohl hier im Kantonsrat ist das Beispiel
schon genannt worden, dass ein Ratsmitglied in Uniform hier anwesend sein kann.
Aber auch der Kanton Aargau, der dieselbe Stellvertretungsregelung eingefthrt
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hat, die wir hier jetzt anstreben, hat ebenfalls das Militar nicht als Grund fir eine
Vertretung aufgefihrt, weil die konservative Mehrheit des Kantonsrates oder des
Kantons Aargau ebenfalls die Auffassung vertrat, dass man sich vom Militar-
dienst relativ einfach beurlauben lassen kdnne.

Nun, wir Griinen hatten nattrlich in der Beratung gehofft, dass die Stellvertretung
nicht nur bei Mutterschaft, sondern eben auch bei einer paritatisch gelebten El-
ternschaft, die ja bereits gesellschaftliche Realitat ist, moglich sein wird. Wir wer-
den langfristig nicht umhinkommen, diese neuen Lebenswelten und -entwiirfe in
unseren Gesetzen zu beriicksichtigen. Der Mut, zukunftsgerichtete Formulierun-
gen zu verwenden, hat diesen Rat jedoch friih verlassen. Deshalb haben wir auch
unseren Antrag zur Elternschaft zuriickgezogen und damit in Anerkennung der
aktuellen Mehrheitsverhéltnisse eine rasche Umsetzung ermdglicht. Die Einfiih-
rung einer paritatischen Elternschaft in dieser VVorlage wiirde dazu beitragen, die
einseitigen Rollenbilder der Vergangenheit und die gefestigten Stereotypen zu
verandern. Wir kennen viele Vater, die gerne ein paar Monate mehr Betreuungs-
aufgaben Gbernehmen wiirden, die ein umgekehrt klassisches Familienmodell le-
ben. Diese Menschen berlicksichtigen wir leider weiterhin nicht. Mit der aktuellen
Schweizer Regelung zum Vaterschaftsurlaub, auch unserem Nachvollzug jetzt,
hier und heute, hinken wir unserem europdischen Umfeld weit hinterher. Selbst
die Stadt Olten ist uns hier einen Schritt voraus. Sie hat eine Stellvertretungsrege-
lung gefunden, die die Vaterschaft berticksichtigt. Es ist also nicht etwas ganz
Neues, liebe FDP,

Hinsichtlich weiterer Griinde fir eine Vertretung, wie im urspriinglichen Antrag
der GLP zur Bericksichtigung von Aus- und Weiterbildung, sind wir Griine ge-
teilter Meinung. Wir sehen auch, dass es fur junge Menschen, die sich mitten in
der Ausbildung oder im Studium befinden, mitunter sehr schwierig ist, gleichzei-
tig ein politisches Amt auszutiben; wir haben heute gute Beispiele, auch person-
liche Beispiele gehort. Und unsere eigenen Hochschulen sind hier auch keine 16b-
lichen Vorbilder, das mussen wir auch sehen, ganz im Gegenteil. Aber aus Karri-
eregrinden fir ein Jahr ins Ausland zu gehen und sich fir diese Zeit vertreten zu
lassen, das ist fur uns kein gleichgewichtiger Grund wie zum Beispiel Eltern-
schaft, Studium oder Krankheit, deshalb haben wir diesen urspriinglichen Antrag
auch nur eingeschrénkt unterstitzt. Er hatte leider Auswiichse ermdglicht, die uns
nicht fur angemessen erschienen. Wir Grinen wollen Hand bieten flr eine
schlanke Losung, deshalb nun zurtick zum Minderheitsantrag zur Elternschaft:
Der vorliegende gemeinsame Nenner reicht flir den Moment vorerst aus. Einen
Extrazusatz flr das Militdr und den Zivildienst braucht es nicht. Lehnen Sie mit
uns diesen Minderheitsantrag ab.

Tina Deplazes (Die Mitte, Hinwil): Ich &ussere mich auch noch kurz zum Min-
derheitsantrag der SVP, und zwar nur zu diesem noch bestehenden Antrag und
nicht zu allen anderen, die bereits zuriickgezogen wurden. Die Mitte schliesst sich
der Argumentation an, dass bereits heute in der Bundesgesetzgebung geregelt ist,
dass man im Militar oder im Zivildienst in den allerallermeisten Féllen Urlaub zur
Auslibung der politischen Tétigkeit erhélt, weshalb wir den Minderheitsantrag
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nicht unterstutzen. Fir uns ist das etwas unverstandlich, dass man, wenn man ge-
gen die Stellvertreterregelung ist, diese, wenn sie dann aber doch kommt, auch
noch ausweiten will.

Andrea Grossen-Aerni (EVP, Wetzikon): Unserer Meinung nach ist eine grosszu-
gige Regelung sinnvoll. Gemeinden kdnnen immer noch den Bestimmungskreis
einengen. Uber Krankheit, Unfall und Mutterschaft muss niemand diskutieren.
Mein Parteikollege Walter Meier (Altkantonsrat) hatte sich fur Militar- und Zivil-
dienst eingesetzt. Die EVP unterstiitzt diesen Antrag weiterhin. Das Militargesetz
sieht grundsitzlich Militarurlaub fur 6ffentliche Amter vor, und trotzdem kénnen
Urlaubsgesuche aus gewichtigen Griinden in seltenen Fallen abgelehnt werden.
Es gibt Menschen, die wahrend langerer Ausbildungen sich in dieser Phase be-
wusst auf ihre militérische Ausbildung konzentrieren mochten und in dieser Zeit
das Mandat ruhen lassen wollen, ohne es deswegen gleich aufgeben zu massen.
Bei den Zivildiensteinsatzen gibt es keinen gesetzlichen Anspruch auf Urlaub bei
politischen Ratssitzungen. Auch wenn Zivildiensteinsdtze haufig unter drei Mo-
naten dauern, kann es zu langeren Einsatzen kommen, sodass jemand ber Wo-
chen oder Monate abwesend ist. Mit einer klar geregelten Vertretungsmaoglichkeit
schaffen wir Verlasslichkeit fir alle Seiten und stérken die Vereinbarkeit von 6f-
fentlichem Engagement mit anderen wichtigen Aufgaben.

Gianna Berger (AL, Zlrich): Ich spreche gleich zu allen Antragen, sie zeigen
nochmals deutlich, worum es im Kern geht: Wer soll in unserem Parlament poli-
tisch teilhaben dirfen und unter welchen Bedingungen? Der Antrag der SVP, Mi-
litdr- und Zivildienst als Vertretungsgrund aufzunehmen, ist aus unserer Sicht
nicht notig, es gibt bereits gesetzliche Regelungen. Und zum Argument des Aus-
landeinsatzes von Roman Schmid mdochte ich anmerken, dass man in diesem Fall
auch Auslandpraktika wéhrend des Grundstudiums berticksichtigen misste. Den
Rickzug der Antrage zur Elternschaft und Weiterbildung bedauern wir, da wir
beide Antrdge unterstlitzen. Gerade die Erweiterung auf Elternschaft ware ein
wichtiger Schritt zur Gleichstellung gewesen. Wer sich paritatisch um Kinder
kimmert, sollte nicht benachteiligt sein. Das ist zum Glick gesellschaftliche Re-
alitat, auch wenn sie gesetzlich noch nicht anerkannt ist. Auch Weiterbildung,
insbesondere Grundausbildung, Studium oder verpflichtende Praktika sind heute
reale Ausschlussgriinde fiir junge Menschen. Und wir sprechen hier nicht von
CAS (Certificate of Advanced Studies) oder freiwilligen Weiterbildungen, son-
dern wirklich vom Grundstudium und Berufslehren. Wer Bildungszeit pauschal
ausschliesst, schliesst strukturell eine ganze Generation aus. Es ist nicht gesell-
schaftsabbildend, diese Realitat zu ignorieren. Es braucht auch die Bereitschaft
der Bildungsinstitutionen, Milizengagement zu ermdglichen, aber wir kénnen
ihnen nicht die alleinige Verantwortung fur das Funktionieren der Demokratie
Uberlassen. Deshalb setzen wir uns dafur ein, dass die VVorlage nicht das Ende,
sondern erst ein erster Schritt ist. Gerade weil einige privilegierte Menschen unter
den heutigen Bedingungen weniger betroffen sind, durfen sie nicht die Massstébe
setzen. Vielen Dank.
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Marc Bourgeois (FDP, Zirich): Ich wurde angesprochen, zusammen mit anderen
Personen, die gelegentlich in Uniform im Dienst sind. Ich spreche als Einzelper-
son, nicht fir die FDP. Es stimmt nattrlich, dass im Dienstreglement grundsatz-
lich ein Recht verankert ist, als kantonaler Parlamentarier Urlaub zu erhalten.
Aber stellen Sie sich das mal vor, wenn Sie zum Beispiel einen Grad abverdienen
und vier bis finf Monate im Dienst sind und jeden Montag und dann vielleicht
noch am Dienstagnachmittag fehlen und den Dienst vielleicht noch im Tessin leis-
ten oder in der Westschweiz. Das ist vollig unpraktikabel, das ist reine Theorie.
Das ist Ubrigens auch bei Einsédtzen so, Sie kdnnen sich aus Einsétzen nicht ein-
fach zurilickziehen. Ich hatte in der letzten Legislatur die Ehre, eine der starksten
Absenzen zu haben, und das war Corona-bedingt (Covid-19-Pandemie). Ich war
sehr oft, sehr viel im Dienst wegen Corona. Und natirlich hatte ich mir Urlaub
geben lassen kénnen. Aber es ist vollig fern von jeder Realitdt, sobald sie eine
gewisse Fuhrungsposition haben, einfach am Montag friih, wenn alle antreten und
ihre Befehle erhalten wollen, nicht da zu sein. Und deshalb werde ich personlich
anders stimmen. Danke.

Abstimmung

Der Kommissionsantrag wird dem Minderheitsantrag von Roman Schmid
gegenubergestellt. Der Kantonsrat beschliesst mit 113 : 56 Stimmen (bei 0
Enthaltungen), dem Antrag der Kommission zuzustimmen.

§§ 15b und 15c
Keine Bemerkungen; genehmigt.

I1. Das Gemeindegesetz vom 20. April 2015 wird wie folgt geandert:
§ 27

Ratsprasident Beat Habegger: Hier liegen zwei Minderheitsantrage vor. Derje-
nige von Sonja Gehrig und Mitunterzeichnenden betrifft die systematische Ein-
ordnung. Den Minderheitsantrag von Roman Schmid und Mitunterzeichnenden
behandeln wir noch davor.

Minderheit Roman Schmid, Susanne Brunner, Christian Pfaller, Ulrich Pfister
(i.V. von Christina Zurfluh Fraefel):
3(...) infolge Mutterschaft, Krankheit, Unfall, Militir- oder Zivil dienst wahrend

(...)

Abstimmung

Der Kommissionsantrag wird dem Minderheitsantrag von Roman Schmid
gegenubergestellt. Der Kantonsrat beschliesst mit 113 : 54 Stimmen (bei 0
Enthaltungen), dem Antrag der Kommission zuzustimmen.
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Ratsprasident Beat Habegger: Jetzt kommen wir zum Minderheitsantrag von
Sonja Gebhrig.

Minderheit Sonja Gehrig, Isabel Bartal, Michele Duinki-Battig, Florian Heer,
Benjamin Krahenmann, Gabriel Méader, Nicola Yuste:

neue systematische Einordnung von Abs. 3 als neu § 31 Abs. 4 mit folgender For-
mulierung:

(8 31) * Der Gemeindeerlass kann festlegen, dass sich Parlamentsmitglieder bei
Verhinderung (...)

Michéle Dinki-Battig (SP, Glattfelden), Prasidentin der STGK: In der heute dis-
kutierten VVorlage wird klargestellt, dass nur Parlamentsgemeinden von der M4g-
lichkeit einer Stellvertretung betroffen sind, nicht aber die Versammlungsgemein-
den. Fur die Parlamentsgemeinden soll es eine Kann-Formulierung geben, es steht
ihnen also frei, ob sie eine solche Regelung einfiihren wollen oder nicht.
Innerhalb der Kommission gab es unterschiedliche Auffassungen zur Frage, wo
diese Regelung auf kommunaler Ebene verankert werden soll. Die Mehrheit ist
der Ansicht, dass dies in der Gemeindeordnung erfolgen soll und nicht einfach
per Gemeindeerlass. Die Mehrheit verweist auf die rechtssystematische Koha-
renz. Eine so grundlegende Anderung in der politischen Organisation einer Ge-
meinde soll demokratisch legitimiert und damit dem Stimmvolk zur Abstimmung
unterbreitet werden.

Eine Minderheit der STGK plédiert hingegen fiir mehr Autonomie der Gemein-
den. Sie mochte es den Gemeinden Uberlassen, ob sie die Regelung in der Ge-
meindeordnung oder im Gemeindeerlass festlegen. Auch in diesem Fall bestiinde
Uber das fakultative Referendum immerhin eine Moglichkeit zur demokratischen
Mitsprache.

Die Mehrheit der Kommission teilt — es ist die Mehrheit — naturgemass diese Ein-
schatzung nicht. Sie will den demokratischen Prozess des Souveréns nicht relati-
vieren, sondern im Gegenteil sicherstellen, dass solche Entscheidungen auf der
hdchsten kommunalen Ebene legitimiert sind. Ich bitte Sie deshalb, dem Antrag
der Kommissionsmehrheit zu folgen und die Regelung auf Ebene der Gemeinde-
ordnung vorzusehen. Besten Dank.

Sonja Gehrig (GLP, Urdorf): Ja genau, es geht darum, wie die Gemeinden das
regeln. Mit der Anpassung der Kantonsverfassung und des Gemeindegesetzes
wollen wir es auch den kommunalen Parlamenten ermdglichen, eine Stellvertre-
tungsregelung einfuhren zu kénnen. Fir uns Grinliberale ist klar, die kommuna-
len Parlamente sollen selber entscheiden diirfen, ob sie eine Stellvertretungsrege-
lung wollen oder nicht, schliesslich sind sie auch davon betroffen. Das Stimmvolk
hat mit der Verfassungsanderung bereits tber das grundsatzliche Ja zur Stellver-
tretung befunden, wenn es ein Ja wird, und das Gemeindegesetz gibt den Rahmen
vor. Danach geht es nur noch darum, ob die Gemeinden diese umsetzen mochten
oder eben nicht. Wichtig dabei: Die Einflihrung soll nicht zwingend tber die Ge-
meindeordnung, also die kommunale Verfassung laufen, wie es eine Mehrheit der
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STGK will, denn das wirde bedeuten, dass jede Gemeinde nochmals eine eigene
Volksabstimmung durchfiihren musste. Dies ist unnétig kompliziert und rechtlich
nicht notig. Stattdessen reicht ein einfacher Gemeindeerlass, also ein Beschluss
des Parlamentes. Denn die Details der Stellvertretung sind auf kantonaler Ebene
bereits geregelt, und auch da hat das Stimmvolk bereits dartiber befunden. Es geht
in den Gemeinden nur noch um das «Obx», nicht um das «Wie», ein Gemeindeer-
lass reicht also vollig aus.

Zudem: Das Gemeindeparlament kann auf Wunsch die Vorlage jederzeit noch
vors Volk bringen. Das ist moglich, es muss das aber nicht tun mit dem Gemein-
deerlass. Genau das ist fur uns Grunliberale und die Minderheit der STGK der
richtige Weg, eine liberale Lésung, die die Gemeindeautonomie und demokrati-
sche Selbstbestimmung starkt. Im Ubrigen ist diese Regelung analog zum Vorge-
hen im Kantonsrat, wo wir die Stellvertretung im Kantonsratsgesetz regeln, also
auch auf Gesetzesstufe. Was fir den Kanton gilt, soll auch fur die Gemeinden
gelten kdnnen, also eine Regelung per Gemeindeerlass.

Roman Schmid (SVP, Opfikon): Geschétzte Anwesende, die SVP begrisst die
Kann-Formulierung im Gesetz flr Parlamentsgemeinden, und so legen wir jetzt
die Gemeindeautonomie aus, dieser wird so Rechnung getragen. Hingegen sind
wir ganz klar der Meinung, dass die Organisation nicht in einem Gemeindeerlass,
sondern in der Gemeindeordnung festgelegt werden muss. Es kann nicht sein, dass
hier durch die Hintertr versucht wird, die wichtigen Werkzeuge der Demokratie
ausser Kraft zu setzen. Eine so wichtige Entscheidung bendtigt aus unserer Sicht
zwingend eine Volksabstimmung, eine kommunale Volksabstimmung, um die
Stellvertreterregelung auch fur Gemeindeparlamente einzufuhren; also genau
gleich, wie wir das heute hier machen: Anderung der Kantonsverfassung gleich
Volksabstimmung im Kanton Zirich, Anderung der Gemeindeordnung gleich
Volksabstimmung in der Gemeinde.

Wir lehnen den Minderheitsantrag ab und unterstitzen die Kommissionsmehrheit.
Vielen Dank.

Isabel Bartal (SP, Eglisau): Wir horten ja schon, dass die Mdglichkeit einer Stell-
vertretung nur flr Parlamentsgemeinden gelten soll, und diese sollen selbst ent-
scheiden kdnnen, ob sie eine solche Regelung einflihren mochten. Uns liegen zwei
Antrage vor, und es geht um das «Wie». Auf den ersten Blick wirken die Unter-
schiede zwischen beiden Antrédgen etwas technisch. Mit diesem Minderheitsan-
trag wird jedoch eine wichtige Prazisierung vorgenommen. Die Kommissions-
mehrheit schlagt vor, dass die Stellvertretungsregelung zwingend in der Gemein-
deordnung festgeschrieben werden muss, also mit einer VVolksabstimmung, wie
wir vom Kollegen Schmid gehort haben. Das ist grundséatzlich legitim, finden wir,
denn es handelt sich um eine grundlegende Neuerung in der politischen Organi-
sation. Aber — und es geht um das Aber — gerade fiir kleine Gemeinden stellt sich
die Frage, ob dieses Verfahren immer sinnvoll ist. Nicht jede Gemeinde hat die
Ressourcen oder auch das Beduirfnis, dafiir eine Anderung der Gemeindeordnung
durchzufihren. Ein Gemeindeerlass ware hier die bessere, weil die schlankere
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L6sung. Deshalb pladieren wir mit diesem Antrag fir mehr kommunale Autono-
mie. Die Gemeinde soll selbst bestimmen kénnen, ob sie die Regelung in einer
Gemeindeordnung oder in einem einfachen Gemeindeerlass festlegen mochte.
Lassen wir die Gemeinden dies selbst bestimmen. Der Unterschied zwischen un-
seren Gemeinden rechtfertigt eine flexible Handhabung. Unser Antrag tragt die-
sem Unterschied Rechnung und starkt das Subsidiaritatsprinzip. Ich bitte Sie des-
halb, dem Minderheitsantrag zuzustimmen im Sinne der Gemeindeautonomie.

Fabian Miller (FDP, Rischlikon): Wir sind der Meinung, dass die Gemeindeord-
nung der richtige Ort ist, um eine allfallige kommunale Stellvertretungsregelung
zu verankern. Dies ergibt sich aus der Kohérenz der Rechtsordnung, da sich der
Verfassungsartikel ja ganz explizit auf den Kantonsrat bezieht. Und es ist somit
nur folgerichtig, dass die Gemeinden, die eine analoge Anderung auf ihrer Stufe
wunschen, dies in der Gemeindeordnung festsetzen. Es sollte also gar nicht so
sehr darum gehen, wie dies die Griinliberalen finden, den Gemeinden den Schritt
hin zu einer Stellvertretung in Parlamenten so einfach wie mdglich zu machen,
indem man quasi eine Abkurzung vorsieht. Die Bestimmung ist dort vorzusehen,
wo sie aus Griinden der Kohérenz und angesichts ihrer Tragweite hingehort, an
den Ort also, wo die grundlegende Organisation einer Gemeinde geregelt und von
der Stimmbevdlkerung beschlossen wird. Wir bitten Sie, diesen Minderheitsan-
trag abzulehnen.

Florian Heer (Griine, Winterthur): Die Behdordeninitiative, die wir heute eben-
falls abschreiben, sowie die Vernehmlassungsantworten aus den Gemeinden mit
Parlament zeigen eben, dass eine mdglichst einfache und rasche Einfiihrung einer
eigenen Stellvertretungsregelung auf der Gemeindeebene im Interesse dieser Ge-
meinden ist. Wir teilen die Meinung, dass es den einzelnen Parlamenten freige-
stellt sein soll, eine moglichst rasche Losung mittels Gemeindeerlass zu finden.
Besteht das Bediirfnis, diese wieder dem Volk vorzulegen, gibt es die Mdglichkeit
eines Referendums. Das erachten wir als sehr wichtig. Wir sollten jedoch nicht
vergessen, dass die kantonale Bevdlkerung mit unserem Vorschlag hier und heute
die Maglichkeit erhélt, sich vorgangig zu einer Stellvertretungsregelung fir Par-
lamente auf Verfassungsstufe zu dussern. Eine Verankerung in der Gemeindeord-
nung wirde zwingend eine zweite VVolksabstimmung nach sich ziehen. Wir er-
achten eine Befragung auf jeder Stufe und mehrmals zum gleichen Grundsatz als
umsténdlich und bemihend. Nach den kantonalen Abstimmungen auf Verfas-
sungsebene konnen wir ja auch als Parlament auf Gesetzesebene handeln. Das ist
nur konsistent, wenn die Gemeinden dasselbe Verfahren haben. Die Einflihrung
Uber einen Gemeindeerlass ist niederschwelliger, einfacher. Wir brauchen keine
zusatzlichen Hurden fiir Gemeinden, stimmen Sie mit uns fur den Minderheitsan-
trag.

Tina Deplazes (Die Mitte, Hinwil): Wir sind klar der Meinung, dass, wenn eine
Parlamentsgemeinde eine Stellvertreterregelung einfiihren mdchte, dies auch an
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der Urne abgesegnet werden soll. Somit sollen die Gemeinden dies in der Ge-
meindeordnung festlegen mussen. Die kantonale Verfassungsédnderung reicht un-
serer Meinung nach nicht aus, damit die Gemeinden die Einfuhrung selbststéandig
Im Gemeindeerlass regeln kénnten. Wir lehnen den Minderheitsantrag ab. Besten
Dank.

Andrea Grossen-Aerni (EVP, Wetzikon): Die Stellvertretungsregelung soll nach
Meinung der EVP auf Ebene Gemeindeerlass geregelt werden. Die Gemeindeord-
nung ist keine Anleitung fir den organisatorischen Alltag. Sie regelt Strukturen
und Zustandigkeiten, aber sie sagt nichts dartiber, wer wann fir wen einspringt.
Das waére zu detailliert und wiirde die notwendige Flexibilitat einschranken. Eine
Anderung der Gemeindeordnung erfordert eine Volksabstimmung, ein Gemein-
deerlass kann hingegen durch das Parlament beschlossen werden. Die EVP be-
grusst den Minderheitsantrag, der es den Gemeinden Uberlasst, ob sie die Rege-
lung in der Gemeindeordnung oder in einem Gemeindeerlass festlegen.

Gianna Berger (AL, Zirich): Ich halte es kurz: Wir sind fir den Minderheitsan-
trag. Gemeindeparlamente brauchen eine einfache Mdglichkeit, eine Stellvertre-
tungsregelung einzufiihren, das zeigt auch die breite Zustimmung in der Ver-
nehmlassung. Der Weg Uber einen Gemeindeerlass ist niederschwellig, flexibel
und demokratisch legitimiert. Wer trotzdem eine Abstimmung will, hat mit dem
fakultativen Referendum ein bewéhrtes Instrument zur Hand. Wir sollten den Ge-
meinden nicht misstrauen, sondern ihnen zutrauen, selbstverantwortlich zu han-
deln.

Abstimmung

Der Kommissionsantrag wird dem Minderheitsantrag von Sonja Gehrig ge-
genubergestellt. Der Kantonsrat beschliesst mit 89 : 83 Stimmen (bei 0 Ent-
haltungen), dem Antrag der Kommission zuzustimmen.

§31

Keine Bemerkungen; genehmigt.

Ratsprasident Beat Habegger: Damit ist diese Vorlage materiell durchberaten
und geht an die Redaktionskommission. An der Redaktionslesung befinden wir
dann Ober die Ziffern romisch 111 bis V.

Das Geschaft 4 ist fir heute erledigt.

Detailberatung der Vorlage 5826

I

Ratsprasident Beat Habegger: Nun kommen wir noch zu Traktandum 5, das wir
ja ebenfalls im Rahmen dieser Debatte behandelt haben. Die Kommission hat den
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Antrag auf Ablehnung der Behdrdeninitiative gestellt. Dies ist einem Antrag auf
Nicht-Eintreten gleichzustellen.

Abstimmung

Der Kantonsrat beschliesst mit 120 : 49 Stimmen (bei 0 Enthaltungen), der

Vorlage 5826 zuzustimmen und die Behdrdeninitiative KR-Nr. 354/2020 ab-
zulehnen.

Das Geschéft 5 ist erledigt.



	5. Schaffung einer kantonalen Rechtsgrundlage für eine Stellvertretungsregelung in den Gemeindeparlamenten
	Antrag des Regierungsrates vom 27. April 2022 und Antrag der Kommission für Staat und Gemeinden vom 20. September 2024
	Vorlage 5826a


